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143 Ideenmanagement

in der rheinland-pfälzischen Landesverwaltung

Verwaltungsvorschrift der Staatskanzlei, der Vertretung des
Landes Rheinland-Pfalz beim Bund und der Europäischen Union

und der Ministerien

vom 17. Januar 2006 (ISM 09 401/321)
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1 Allgemeines

Die Modernisierung der Verwaltung ist ein permanenter
Prozess und gehört zu den wichtigsten Aufgaben der Lan-
desregierung. Ziel ist eine noch modernere, kostengünsti-
gere und effizientere bürgerfreundliche Dienstleistungs-
verwaltung. Ein entscheidendes Instrument ist dabei die
Aufgabenkritik.

Zu den Methoden der Aufgabenkritik gehört auch das
Ideenmanagement, das zum Ziel hat, den kontinuierli-
chen Verbesserungsprozess durch Nutzung des Ideen-
potenzials, der Kenntnisse und Erfahrungen sowie der
Kreativität aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu för-
dern. Dazu dienen einerseits das Vorschlagswesen (vgl.
Nummer 2), bei dem es um die spontane Ideenfindung
geht, und andererseits die strukturierte Ideenfindung in
Qualitätszirkeln (vgl. Nummer 3).

Alle Dienststellenleiterinnen und Dienststellenleiter sowie
alle anderen Führungskräfte sind aufgerufen, durch Wer-
bung, Information und Unterstützung ihre Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter zu Verbesserungsvorschlägen und
zur Bildung von Qualitätszirkeln zu motivieren. Persönli-
che Initiativen über den dienstlichen Pflichtenkreis hinaus

sollen dabei im Ideenmanagement gebührend anerkannt
und honoriert werden.

2 Vorschlagswesen

2.1 Definition Verbesserungsvorschlag

Ein Vorschlag im Sinne dieser Verwaltungsvorschrift ist
jede Anregung und Empfehlung, deren Umsetzung einen
wirtschaftlichen Vorteil für das Land Rheinland-Pfalz
bringt, oder die zu einer im Verhältnis zum Aufwand ver-
tretbaren Verbesserung der Dienstleistungen für die Bür-
gerinnen und Bürger, der Arbeitssicherheit und der Ar-
beitsgestaltung, des Gesundheits- oder Umweltschutzes
oder sozialer Einrichtungen führt.

2.2 Vorschlagsberechtigte

Verbesserungsvorschläge können von allen derzeitigen
und ehemaligen (Ruhestandsbeamtinnen und Ruhe-
standsbeamten sowie Rentnerinnen und Rentnern) Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern der unmittelbaren Landes-
verwaltung eingereicht werden. Gruppenvorschläge sind
zulässig. Die ständigen Mitglieder der Prüfungsausschüs-
se sind nicht vorschlagsberechtigt.

2.3 Zulassungsvoraussetzungen

2.3.1 Form

Für Vorschläge ist ein Vordruck mit den Mindestangaben
nach der Anlage zu verwenden. Er soll nach Möglichkeit
auf elektronischem Weg eingereicht werden. Bei Grup-
penvorschlägen ist eine verantwortliche Person zu be-
nennen, die für Fragen zur Verfügung steht und der die
Entscheidung mitgeteilt wird.

2.3.2 Inhalt

Verbesserungsvorschläge, die

– nur allgemeine, pauschale Anregungen oder bloße Hin-
weise auf Mängel enthalten,

– lediglich unbedeutende Vorteile erwarten lassen,

– politische Zielrichtungen oder Entscheidungen verwal-
tungsunabhängiger Gremien und Organe betreffen,

– mit früher eingereichten Vorschlägen oder mit bereits
bestehenden Regelungen im Wesentlichen inhalts-
gleich sind,

– der pflichtgemäßen Erledigung des Aufgabenbereichs
zuzurechnen sind,

– bei Eingang bereits länger als ein Jahr umgesetzt sind
oder

– die Änderung des Bundesrechts zur Voraussetzung ha-
ben

werden nicht zugelassen.

Unbedeutend sind Verbesserungsvorschläge, wenn sie
bei nicht berechenbaren Vorteilen (nicht berechenbare
Vorschläge) lediglich minimalen Nutzen für einen sehr
kleinen Anwendungsbereich erwarten lassen oder bei be-
rechenbaren Vorteilen (berechenbare Vorschläge) der er-
wartete finanzielle Gesamtvorteil gering ist (weniger als
100 EUR).

Für die Bestimmung des Aufgabenbereichs ist es uner-
heblich, ob der wahrgenommene Aufgabenbereich allge-
mein vorgegeben (z. B. durch Organisations-/Geschäfts-
verteilungspläne), konkret beschrieben (z. B. durch Stel-
len-/Dienstpostenbeschreibungen) oder durch Einzelan-
weisungen der oder des Vorgesetzten (dienstliche Aufträ-
ge) konkretisiert ist.

2.4 Verfahren

Die Aufgaben des Vorschlagswesens werden von den
Ressorts wahrgenommen. Dazu richten sie die notwendi-
gen Bearbeitungs- und Entscheidungsstrukturen gemäß
den nachfolgenden Regelungen ein. Die obersten Lan-
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desbehörden können das Vorschlagswesen auf die nach-
geordneten Landesbehörden delegieren.

2.4.1 Beauftragte für das Ideenmanagement (Ideenkoordinato-
rin oder Ideenkoordinator)

In allen Dienststellen der Landesverwaltung werden Be-
auftragte für das Ideenmanagement benannt. Mit Zustim-
mung der obersten Landesbehörde können für mehrere
Dienststellen gemeinsame Beauftragte benannt werden.
Die Ideenkoordinatorinnen oder Ideenkoordinatoren wer-
ben für das Vorschlagswesen. Sie beraten die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter bei der Konkretisierung von
Ideen und der Ausarbeitung von Vorschlägen, koordinie-
ren das Verfahren und sorgen für eine unverzügliche Be-
arbeitung. Sie sollen in geeigneter Weise auf diese Aufga-
be vorbereitet werden.

In den Dienststellen, die eigenständig über Verbesse-
rungsvorschläge entscheiden können (vgl. Nummer
2.4.5), sind die Ideenkoordinatorinnen oder Ideenkoordi-
natoren auch zuständig für

– die Zulassung der Verbesserungsvorschläge (vgl.
Nummer 2.3.2),

– die Veranlassung der Vorprüfung (vgl. Nummer 2.4.3),

– die Einberufung der Prüfungsausschüsse oder die
Durchführung der Umlaufverfahren (vgl. Nummer
2.4.4),

– die Bekanntgabe der Entscheidungen der Prüfungs-
ausschüsse an die einreichenden Personen (vgl. Num-
mer 2.4.6),

– die Auszahlung der Prämien (vgl. Nummer 2.5.5),

– die Umsetzungskontrollen (vgl. Nummer 2.6) und

– die Weiterleitung von notwendigen Informationen zur
Aktualisierung der allgemein zugänglichen Datenquelle
bzw. die Auswertung dieser Datenquelle.

2.4.2 Einreichung der Verbesserungsvorschläge

Verbesserungsvorschläge sind bei den Ideenkoordinato-
rinnen oder Ideenkoordinatoren der Dienststelle einzurei-
chen, der die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter angehört.
Sofern keine Delegation auf die Dienststelle erfolgt ist,
der die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter angehört, rei-
chen die Ideenkoordinatorinnen oder Ideenkoordinatoren
den Vorschlag an die Ideenkoordinatorinnen oder Ideen-
koordinatoren der voraussichtlich für die Entscheidung
zuständigen Dienststelle weiter.

2.4.3 Vorprüfung der Verbesserungsvorschläge

Die zuständigen Ideenkoordinatorinnen oder Ideenkoor-
dinatoren prüfen die Zulässigkeit der Verbesserungsvor-
schläge (vgl. Nummer 2.3). Sofern Vorschläge nicht zu-
lässig sind, teilen sie dies den einreichenden Personen
unter Darlegung der Gründe mit. Bei zulässigen Vorschlä-
gen veranlassen die Ideenkoordinatorinnen oder Ideen-
koordinatoren eine fachliche Bewertung und Entschei-
dung.

2.4.4 Prüfungsausschüsse

Bei den obersten Landesbehörden und den für das Vor-
schlagswesen zuständigen nachgeordneten Dienststel-
len werden Prüfungsausschüsse für das Vorschlagswe-
sen eingerichtet. Dabei ist nach Möglichkeit auf eine an-
gemessene Berücksichtigung beider Geschlechter zu
achten. Die Prüfungsausschüsse entscheiden über die
Verbesserungsvorschläge und die Prämierung. Eine Ab-
lehnung ist zu begründen. Für ressortübergreifende Vor-
schläge wird ein Prüfungsausschuss beim Ministerium
des Innern und für Sport unter dessen Vorsitz eingerich-
tet.

Den Prüfungsausschüssen gehören an:

– eine Ideenkoordinatorin oder ein Ideenkoordinator nach
Nummer 2.4.1 Abs. 2,

– mindestens eine weitere von der Dienststelle benannte
Person und

– eine von der jeweils zuständigen Personalvertretung
benannte Person.

Der ressortübergreifende Prüfungsausschuss besteht
aus:

– den Ideenkoordinatorinnen oder Ideenkoordinatoren
des Ministeriums des Innern und für Sport, des Ministe-
riums der Finanzen und des Ministeriums der Justiz,

– den Ideenkoordinatorinnen oder Ideenkoordinatoren
der jeweils im konkreten Fall noch betroffenen Ressorts
und

– einer von der Arbeitsgemeinschaft der Hauptpersonal-
räte benannten Person.

Die jeweilige Personalvertretung kann davon absehen,
ein Prüfungsausschussmitglied zu benennen.

Die Mitglieder der Prüfungsausschüsse sind an Weisun-
gen nicht gebunden. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Ein
Vorschlag wird anerkannt, wenn mindestens die Hälfte
der Mitglieder des Prüfungsausschusses zustimmt.

Die Sitzungen der Ausschüsse sind nicht öffentlich. Über
die Beschlüsse ist ein Ergebnisprotokoll zu führen. Die
Ausschüsse können schriftlich im Umlaufverfahren be-
schließen, wenn kein Mitglied diesem Verfahren wider-
spricht.

Bei Bedarf können sachverständige Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter oder die einreichende Person zu den Sitzun-
gen beratend hinzugezogen werden.

2.4.5 Entscheidungsbefugnisse der Prüfungsausschüsse

2.4.5.1 Dezentrale Prüfungsausschüsse

Die Prüfungsausschüsse der zuständigen unteren und
mittleren Landesbehörden entscheiden über die Verbes-
serungsvorschläge, die von der Dienststelle umgesetzt
werden können, wenn die Prämie nicht mehr als 500 EUR
beträgt.

Die Prüfungsausschüsse der zuständigen oberen Lan-
desbehörden entscheiden über die Verbesserungsvor-
schläge,

– die aus ihnen nachgeordneten Dienststellen vorgelegt
werden, über die diese nicht selbst entscheiden kön-
nen, oder

– die von der oberen Landesbehörde umgesetzt werden
können,

wenn die Prämie nicht mehr als 1 000 EUR beträgt.

Die Prüfungsausschüsse der zuständigen obersten Lan-
desbehörden entscheiden über die Verbesserungsvor-
schläge,

– die aus den ihnen nachgeordneten Dienststellen vorge-
legt werden, über die diese nicht selbst entscheiden
können, oder

– die von der obersten Landesbehörde umgesetzt wer-
den können.

Über ressortübergreifende Verbesserungsvorschläge
entscheidet der dafür beim Ministerium des Innern und für
Sport eingerichtete Prüfungsausschuss.

2.4.5.2 Zentraler Prüfungsausschuss

Sofern eine Delegation nicht erfolgt ist, entscheiden die
Prüfungsausschüsse der obersten Landesbehörden über
alle Verbesserungsvorschläge, die ihren Geschäftsbe-
reich betreffen. Für ressortübergreifende Verbesserungs-
vorschläge ist der dafür beim Ministerium des Innern und
für Sport eingerichtete Prüfungsausschuss zuständig.

2.4.6 Mitteilung der Entscheidung

Die zuständigen Ideenkoordinatorinnen oder Ideenkoor-
dinatoren (vgl. Nummer 2.4.1 Abs. 2), teilen den einrei-
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chenden Personen die Entscheidungen der Prüfungsaus-
schüsse mit. Bei anerkannten Verbesserungsvorschlä-
gen sind ergänzende Regelungen der Ressorts zu beach-
ten. Die Ideenkoordinatorinnen oder Ideenkoordinatoren
veranlassen die Auszahlung der Geldprämien bzw. die
Gewährung des Sonderurlaubs oder der bezahlten Frei-
zeit.

2.5 Prämien

Für anerkannte Verbesserungsvorschläge werden Geld-
prämien oder Sonderurlaub bzw. bezahlte Freizeit ge-
währt. Die Mindestprämie beträgt 50 EUR. Haben mehre-
re Personen einen Verbesserungsvorschlag gemeinsam
eingereicht, wird die Prämie zu gleichen Teilen oder ent-
sprechend dem in den Angaben zum Vorschlag (vgl. Anla-
ge) gemachten Aufteilungsmodus auf die Vorschlagen-
den aufgeteilt. Sofern ein Vorschlag nach Anwendung der
nachfolgenden Berechnungsmethoden nicht angemes-
sen prämiert erscheint, kann in Ausnahmefällen von der
Regelbewertung abgewichen werden. Die Geldprämien
unterliegen der Steuer- und ggf. der Sozialversicherungs-
pflicht.

2.5.1 Geldprämien für nicht berechenbare Verbesserungsvor-
schläge

Die Höhe der Prämien für nicht berechenbare Verbesse-
rungsvorschläge richtet sich nach dem Anwendungsbe-
reich sowie der Bedeutung und dem zu erwartenden Nut-
zen des Vorschlages entsprechend der nachfolgenden
Tabelle:

Anwendungsbereich Bedeutung und Nutzen
(erzielbarer Vorteil und Durchführungsreife)

gering mittel hoch sehr hoch

klein (bis zu 10 Arbeitsplätze) 50 EUR 100 EUR 200 EUR 400 EUR

mittel (bis zu 50 Arbeitsplätze) 75 EUR 150 EUR 300 EUR 600 EUR

groß (bis zu 500 Arbeitsplätze) 125 EUR 250 EUR 500 EUR 1 000 EUR

sehr groß (über 500 Arbeitsplätze) 225 EUR 450 EUR 900 EUR 1 800 EUR

2.5.2 Geldprämien für berechenbare Verbesserungsvorschläge

Bei berechenbaren Verbesserungsvorschlägen beträgt
die Prämie 10 v. H. des im ersten Jahr ab der Umsetzung
durch Mehreinnahmen oder Minderausgaben nachweis-
lich erzielbaren finanziellen Vorteils.

2.5.3 Sonstige Prämien

Anstelle einer Geldprämie kann auf Antrag Sonderurlaub
bzw. bezahlte Freizeit bis maximal drei Tage gewährt wer-
den, wenn dienstliche Gründe nicht entgegenstehen.
Dabei sind je Tag folgende Werte – für halbe Tage die
Hälfte – für Beamtinnen oder Beamte und vergleichbare
Angestellte sowie Arbeiterinnen und Arbeiter zugrunde zu
legen:

einfacher und mittlerer Dienst 200 EUR

gehobener Dienst 300 EUR

höherer Dienst 400 EUR.

Ein nach der Anrechung des Sonderurlaubs oder der be-
zahlten Freizeit verbleibender Anteil der Prämie verfällt,
es erfolgt keine zusätzliche Zahlung.

2.5.4 Sachprämien für nicht anerkannte Verbesserungsvor-
schläge

Für gute Ideen und für gründlich ausgearbeitete Vorschlä-
ge, die nicht verwirklicht oder aus anderen Gründen nicht
prämiert werden, kann eine Sachprämie im Wert von bis
zu 25 EUR gewährt werden.

2.5.5 Zeitpunkt der Prämiengewährung

Die Prämien werden nach der Entscheidung durch den
Prüfungsausschuss im Rahmen der verfügbaren Haus-

haltsmittel ausgezahlt. Bei berechenbaren Vorschlägen,
deren finanzielle Vorteile zu einem späteren Zeitpunkt
wirksam werden, kann die Zahlung der Geldprämie auf
einen späteren Zeitpunkt verschoben werden, wenn dies
aus haushaltsmäßiger Sicht notwendig ist. Bei Vorschlä-
gen, für deren Umsetzung Landesgesetze, Landesver-
ordnungen oder Verwaltungsvorschriften geändert wer-
den müssen, erfolgt die Zahlung erst nach deren Ände-
rung.

2.6 Umsetzung der Verbesserungsvorschläge, Erfolgskon-
trolle, Dokumentation

Anerkannte Verbesserungsvorschläge sollen ohne zeitli-
che Verzögerungen umgesetzt werden. Die nach Num-
mer 2.4.1 Abs. 2 zuständigen Ideenkoordinatorinnen oder
Ideenkoordinatoren sind spätestens sechs Monate nach
der Prämiengewährung darüber zu unterrichten.

In einer allgemein zugänglichen Datenquelle (z. B. im In-
tranet) sollen alle zugelassenen Vorschläge erfasst und
veröffentlicht werden. Sofern eine anonyme Behandlung
von den vorschlagenden Personen gewünscht wird, wer-
den persönliche Daten (Name, Anschrift) nicht eingestellt.
Die Datenquelle steht unter der Verantwortung des Minis-
teriums des Innern und für Sport. Nach Schaffung der ent-
sprechenden Voraussetzungen ist die Datenquelle de-
zentral zu verwalten. Insoweit ist es Aufgabe der jeweili-
gen Ideenkoordinatorinnen oder Ideenkoordinatoren (vgl.
Nummer 2.4.1 Abs. 2) für eine Aktualisierung der Informa-
tionen zu sorgen.

2.7 Finanzierung

Die Haushaltsmittel für die Prämien des Vorschlagswe-
sens werden entsprechend dem von den Ressorts ge-
wählten Verfahren (gegebenenfalls Delegation) dezentral
veranschlagt. Berechenbare Vorschläge sollen sich
selbst finanzieren, d. h. die erzielten Ausgabeverringerun-
gen oder Einnahmenerhöhungen sollen zur Zahlung der
Prämien herangezogen werden.

Für ressortübergreifende Verbesserungsvorschläge ist
ein entsprechender Ansatz im Einzelplan des Ministeri-
ums des Innern und für Sport zu veranschlagen bzw. si-
cherzustellen, dass die Prämien von den durch die Ein-
führung der Vorschläge begünstigten Ressorts finanziert
werden.

2.8 Verlosung

Einmal jährlich erfolgt eine Verlosung von Sachpreisen.
Hieran nehmen alle zugelassenen (vgl. Nummer 2.3) Ver-
besserungsvorschläge teil. Die Verlosung erfolgt zentral
bei der Ideenkoordinatorin oder dem Ideenkoordinator
des Ministeriums des Innern und für Sport. Jedes Ressort
soll hierzu Sachpreise einbringen.

2.9 Abgrenzung zu Arbeitnehmererfindung und Urheberrecht

Verbesserungsvorschläge werden nicht daraufhin ge-
prüft, ob sie auch unter das Gesetz über Arbeitnehmerer-
findungen oder das Urheberrechtsgesetz fallen. Werden
Ansprüche aus diesen Gesetzen geltend gemacht, wird
im Ideenmanagement keine Prämierung gewährt. Bereits
gewährte Prämien sind zurückzuzahlen.

2.10 Beteiligungen

Bei der Umsetzung von Vorschlägen bleiben die Beteili-
gungsrechte nach dem Sozialgesetzbuch – Neuntes
Buch –, dem Landesgleichstellungsgesetz, dem Landes-
personalvertretungsgesetz und dem Landesgesetz zur
Gleichstellung behinderter Menschen unberührt.

3 Qualitätszirkel

Teil des „Kontinuierlichen Verbesserungsprozesses (KVP)“
sind Qualitätszirkel zur strukturierten Ideenfindung in mo-
derierten Gruppen. Alle Bediensteten des Landes Rhein-
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land-Pfalz sind dazu aufgerufen an solchen Qualitätszir-
keln teilzunehmen. Die Ideenkoordinatorinnen oder
Ideenkoordinatoren werben für die Bildung und die Teil-
nahme an Qualitätszirkeln. Sie unterstützen die Füh-
rungskräfte und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei der
Einrichtung und Durchführung von Qualitätszirkeln.

Qualitätszirkel sind periodisch oder bei Bedarf tagende
Arbeitsgruppen, die in eigener Verantwortung Vorschläge
zur Verbesserung des Arbeitsablaufs oder der Qualität für
ihren Arbeitsbereich erarbeiten. An den in der Regel mo-
derierten Qualitätszirkeln nehmen die Mitglieder freiwillig
teil. Die Themenauswahl der Qualitätszirkel soll regelmä-
ßig dem Zirkel selbst obliegen. Die Dienststelle kann be-
stimmte Themen von der Qualitätszirkelarbeit ausschlie-
ßen.

Das Ergebnis der Tätigkeit eines Qualitätszirkels ist als
pflichtgemäße Erledigung des Aufgabenbereichs nicht
prämierungsfähig. Die Mitarbeit in einem Qualitätszirkel
soll jedoch in geeigneter Weise honoriert werden (z. B. im
Rahmen der Beurteilung).

4 Sonderbestimmungen für Landesbetriebe und Hoch-
schulen

4.1 Landesbetriebe

Landesbetriebe nehmen die Aufgaben nach dieser Ver-
waltungsvorschrift für ihren Bereich wahr, soweit die zu-
ständige oberste Landesbehörde keine andere Regelung
trifft.

Die in den Landesbetrieben einzurichtenden Prüfungs-
ausschüsse entscheiden über alle ihren Zuständigkeits-
bereich betreffenden Verbesserungsvorschläge, mit Aus-
nahme der ressortübergreifenden Verbesserungsvor-
schläge.

Zur Finanzierung (vgl. Nummer 2.7) der Geldprämien sind
die erforderlichen Mittel im Wirtschaftsplan zu veran-
schlagen.

4.2 Hochschulen

Diese Verwaltungsvorschrift gilt nicht für die Hochschu-
len.

5 In-Kraft-Treten und Übergangsregelung

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. März 2006 in Kraft.
Die Verwaltungsvorschrift der Staatskanzlei und der Mi-
nisterien über das Vorschlagswesen in der rheinland-pfäl-
zischen Landesverwaltung vom 28. September 1995
(MinBl. S. 453, 2003 S. 508) tritt am 28. Februar 2006
außer Kraft, ist aber für Verbesserungsvorschläge, die bis
zum 28. Februar 2006 bei der Geschäftsstelle für das Vor-
schlagswesen beim Ministerium des Innern und für Sport
eingehen, weiter anzuwenden.

Anlage

MinBl. 2006, S. 58
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Anlage  
Verbesserungsvorschlag 

 

Datum Kurzbezeichnung des Vorschlags: 
 

Nr.:1 

 
Ideenkoordinator/Ideenkoordinatorin 
Bezeichnung und Anschrift der Dienststelle 

 

 

 Einzelvorschlag 

 Gruppenvorschlag 

Anonyme Behandlung erwünscht2 

 Ja                     Nein 

 

Angaben zu der vorschlagenden Person 

Name, Vorname der einreichenden Person 
(Einzelvorschlag) bzw. der verantwortlichen Person 
(Gruppenvorschlag) 
 

 

Anschrift (privat) 

Dienststelle/Anschrift Telefonnummer 
dienstlich 

Personalnummer 

 

Kurzbeschreibung des dienstlichen Aufgabenbereichs: 

 

 

 

Zusätzliche Angaben bei Gruppenvorschlägen 

Weitere Einreicher  
(Name, Vorname) 

Dienststelle und 
Kurzbeschreibung des 

dienstlichen Aufgabenbereichs 

Anteil 
Prämie 

in % 

Personal-
nummer 

  

 

  

  

 

  

  

 

  

  

 

  

                                             
1 Nicht ausfüllen, automatische Vergabe 
2 Anonyme Behandlung bedeutet, dass bei der Veröffentlichung der Vorschläge (z.B. im Intranet) der Name 

des/der Vorschlagenden nicht erscheint. 
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Ist-Zustand: 

 

 

 

 

 

Welche Probleme treten auf? 

Soll-Zustand: 

Konkrete Maßnahmen zur Verbesserung: 

Wirtschaftlicher Nutzen 
des Vorschlages ist  
 

 berechenbar      

 nicht berechenbar 

 

Bei berechenbaren Vorteilen bitte Berechnung vornehmen 
(mit Endbetrag) bzw. wesentliche Faktoren oder 
Grundlagen für eine Berechnung nennen: 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
Unterschrift des/der Einreichers/in (falls keine elektronische Einreichung) 

 

__________________________________________ 

Beschreibung des Vorschlags (ggf. Beiblätter verwenden) 
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II.

2 Bauplanungsrechtliche Zulässigkeit
2.1 Anzuwendende Vorschriften
2.2 Zulässigkeit im Geltungsbereich eines qualifizierten Bebau-

ungsplans
2.3 Zulässigkeit im unbeplanten Innenbereich
2.4 Zulässigkeit im Außenbereich
2.5 Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme
2.6 Erschließung

IV. Bauordnungsrecht

1 Abstände nach der Landesbauordnung
2 Stand- und Betriebssicherheit
3 Sicherheitsüberprüfungen
4 Eisabwurf
5 Brandschutz

V. Immissionsschutzrecht

1 Lärm
2 Schattenwurf

VI. Naturschutzrecht

1 Allgemeines
2 Planunterlagen für die Beurteilung nach Naturschutzrecht

VII. Verwaltungsbehördliche Verfahren

1 Genehmigungsverfahren
2 Umweltverträglichkeitsprüfung
3 Beachtung sonstigen Rechts bei der Genehmigung von Wind-

energieanlagen
3.1 Straßenrecht
3.2 Wasserstraßenrecht
3.3 Luftverkehrsrecht
3.4 Militärische Anlagen
3.5 Denkmalschutzrecht
3.6 Wasserrecht
3.7 Waldrecht

VIII. Sonstiges

I. Allgemeines

Die Landesregierung Rheinland-Pfalz tritt für einen verstärkten
Ausbau des Einsatzes regenerativer Energien in der Energiever-
sorgung ein. Die Landesregierung legt dabei die Zielsetzungen
der Europäischen Union und der Bundesregierung zugrunde, den
Anteil der erneuerbaren Energien am gesamten bundesweiten
Energieverbrauch bis 2010 bezogen auf das Jahr 2000 auf 12,5
v. H. und den Anteil beim Primärenergiebedarf auf 4,2 v. H. zu
verdoppeln. Eine Vorgabe für den Beitrag einzelner regenerativer
Energieträger erfolgt weder auf Bundes- noch auf Landesebene.

Windenergieanlagen verändern das Landschaftsbild und die
landschaftsökologischen Bedingungen; sie erfordern Sicherheits-
abstände und benötigen Zuleitungen und Zuwegungen. Eine na-
tur- und umweltverträgliche Einbindung ist bei der Standortwahl
sicherzustellen, um die Akzeptanz der Bevölkerung für diese res-
sourcenschonende Art der Energieerzeugung langfristig aufrecht-
zuerhalten. Wegen der weiterhin starken Nachfrage nach Stand-
orten erfolgt eine systematische einheitliche und auf vergleichba-
ren Kriterien beruhende Planung der Standorte von Windenergie-
anlagen sowohl durch die regionalen Raumordnungspläne als
auch durch die kommunale Bauleitplanung.

Den Trägern der Regional- und Flächennutzungsplanung kommt
die Aufgabe zu, die Windenergienutzung unter Berücksichtigung
der naturräumlichen und raumstrukturellen Besonderheiten um-
welt- und raumverträglich zu steuern.

II. Raumordnung

1 Allgemeine Grundlagen

Auf der Grundlage des Landesentwicklungsprogramms Rhein-
land-Pfalz (LEP III) vom 13. Juni 1995 werden von der Regio-
nalplanung Ziele und Grundsätze zur Nutzung der Windenergie
aufgestellt, die bei der Planung und Errichtung von raumbe-
deutsamen Windenergieanlagen zu beachten bzw. zu berück-
sichtigen sind.

Gemeinsame Veröffentlichungen

203206 Trennungsgeld
während des Vorbereitungsdienstes

und während der Einführung in die Aufgaben der
nächsthöheren Laufbahn

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr,
Landwirtschaft und Weinbau

vom 12. Dezember 2005 (8104-aw)

Aufgrund des § 1 Abs. 5 Satz 4 Halbsatz 2 der Landestrennungs-
geldverordnung (LTGV) vom 15. Januar 1993 (GVBI. S. 111),
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. März 2005
(GVBI. S. 79), BS 2032-42-1, ergeht folgende Verwaltungs-
vorschrift:

1 Für die in § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 LTGV bezeichneten Beamtin-
nen und Beamten aus dem Geschäftsbereich des Ministeriums
für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau gilt die
Umzugskostenvergütung aus Anlass der Zuweisung an

– die Deutsche Hochschule für Verwaltungswissenschaften
Speyer,

– die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung in Mayen,

– die Zentrale Verwaltungsschule Rheinland-Pfalz in Mayen,

– die Deutsche Akademie für Metrologie in München

nicht als zugesagt.

2 Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Veröffentli-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verwaltungsvorschrift „Tren-
nungsgeld während des Vorbereitungsdienstes und während
der Einführung in die Aufgaben der nächsthöheren Laufbahn“
vom 11. Oktober 1993 (MWV 816) – MinBl. S. 443, 2003 S. 509
– außer Kraft.

MinBl. 2006, S. 64

Hinweise zur Beurteilung der Zulässigkeit
von Windenergieanlagen

Gemeinsames Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen,
des Ministeriums des Innern und für Sport, des Ministeriums für

Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau und des
Ministeriums für Umwelt und Forsten

vom 30. Januar 2006 (FM 3275-4531)

Inhaltsverzeichnis

I. Allgemeines

II. Raumordnung

1 Allgemeine Grundlagen
2 Ausweisungen in den regionalen Raumordnungsplänen
3 Auswahlkriterien und Gebietskategorien
4 Mindestabstände
5 Wirkung von in Aufstellung befindlichen Raumordnungsplä-

nen
6 Kein Ersatz für Genehmigungsverfahren

III. Bauplanungsrecht

1 Bauleitplanung
1.1 Flächennutzungsplan
1.2 Bebauungsplan
1.3 Umweltprüfung
1.4 Sonstiges
1.5 Entschädigung im Zusammenhang mit der Änderung der bau-

planungsrechtlichen Beurteilung
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Geeignete Standortbereiche für die Nutzung der Windenergie
werden in den regionalen Raumordnungsplänen durch die Aus-
weisung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten gesichert. Die
betreffenden Gebiete sollen möglichst für Windfarmen (drei und
mehr Anlagen) genutzt werden können. Möglich ist aber auch
die Ausweisung von Standortbereichen für raumbedeutsame
Einzelanlagen.

Raumbedeutsam sind

– Windfarmen und

– i. d. R. Einzelanlagen mit einer Nabenhöhe von mehr als 35 m.

Die Raumbedeutsamkeit einer Einzelanlage kann sich darüber
hinaus insbesondere aus

– dem besonderen Standort der Anlage

oder

– den besonderen Auswirkungen der Anlage auf eine bestimm-
te, planerisch als Ziel gesicherte Raumfunktion (z. B. beson-
dere Funktion Erholung/Fremdenverkehr) ergeben.

2 Ausweisungen in den regionalen Raumordnungsplänen

Gebietsbezogene Festsetzungen in regionalen Raumord-
nungsplänen müssen das Ergebnis eines schlüssigen Ge-
samtkonzeptes sein. Als Festsetzungen möglich sind:

– Vorrang-

– Vorbehalts- und

– Ausschlussgebiete (§ 6 Abs. 2 des Landesplanungsgesetzes
– LPlG).

Vorranggebiete sind Gebiete, die für bestimmte, raumrelevante
Funktionen oder Nutzungen vorgesehen sind und andere
raumbedeutsame Nutzungen in diesem Gebiet ausschließen,
soweit diese mit den vorrangigen Funktionen, Nutzungen oder
Zielen der Raumordnung nicht vereinbar sind.

Vorbehaltsgebiete sind Gebiete, in denen bestimmten, raumbe-
deutsamen Funktionen oder Nutzungen bei der späteren Ab-
wägung mit konkurrierenden Nutzungen besonderes Gewicht
beigemessen werden soll.

Ausschlussgebiete sind Gebiete, in denen bestimmte, raumbe-
deutsame Funktionen oder Nutzungen ausgeschlossen sind.
Die Festsetzung von Ausschlussgebieten kommt insbesondere
dann in Betracht, wenn andere raumbedeutsame Funktionen
oder Nutzungen durch die Errichtung von Windenergieanlagen
erheblich beeinträchtigt werden.

Die Ausweisung von Eignungsgebieten i. S. des § 7 Abs. 4 Satz 1
Nr. 3 des Raumordnungsgesetzes (ROG) ist nicht möglich, da
diese Gebietskategorie nicht im Landesrecht verankert ist.

Zulässig ist die Verbindung der Ausweisung von Vorranggebie-
ten bzw. Vorrang- und Vorbehaltsgebieten mit einem generel-
len Ausschluss der Errichtung von Windenergieanlagen außer-
halb dieser Gebiete. Nicht möglich ist allerdings eine außerge-
bietliche Ausschlusswirkung in Verbindung mit der alleinigen
Ausweisung von Vorbehaltsgebieten. Eine reine Negativpla-
nung ist rechtlich nicht zulässig. Auch eine „Alibiplanung“, die in
Wirklichkeit darauf gerichtet ist, derartige Anlagen überhaupt zu
verhindern, ist ausgeschlossen (BVerwG, Urteile vom 13. März
2003 – 4 C 4.02 – BauR 2003, 1165 und vom 17. Dezember
2002 – 4 C 15.01 – BauR 2003, 828; OVG Rheinland-Pfalz,
Urteil vom 24. Juli 2003 – 1 A 10371/02.OVG).

Es ist nicht zwingend erforderlich, das gesamte Plangebiet flä-
chendeckend mit Ausweisungen zu belegen. Werden für Teile
des Plangebiets auf der Ebene der Regionalplanung keine
Festsetzungen getroffen, bleibt die planerische Steuerung in
diesen Gebietsteilen der Bauleitplanung überlassen.

Die Ausweisung von Vorrang- und Ausschlussgebieten hat Ziel-
charakter im Sinne des § 3 Nr. 2 ROG. Dies gilt nicht für die
Ausweisung von Vorbehaltsgebieten, da insoweit noch eine Ab-
wägung möglich ist.

Mit der Vorrangausweisung wird eine positive innergebietliche
Nutzungsentscheidung für Windenergieanlagen getroffen.

Kann der Vorrang nicht ausreichend begründet, methodisch
nicht einwandfrei hergeleitet oder aufgrund unvollkommener In-
formationen z. B. zu gegenläufigen Nutzungen nicht endgültig
entschieden werden, hat eine Ausweisung als Vorbehaltsgebiet
zu erfolgen; das besondere Gewicht der Nutzung der Wind-
energie bleibt damit aber im Grundsatz erhalten.

3 Auswahlkriterien und Gebietskategorien

Von Bedeutung für die konkrete Auswahl der Standortbereiche
und der Standorte von Windenergieanlagen sind die Vereinbar-
keit mit den Belangen des Naturschutzes, der Landschaftspfle-
ge und der Erholung sowie auch die Windverhältnisse, die
günstige Lage zu Umspannwerken, die leichte Erschließbarkeit
durch vorhandene Wege und/oder die Vorbelastung durch an-
dere technische Anlagen.

Als Standorte für Windenergieanlagen sollen die Gebiete aus
Spalte 1 generell nicht in Betracht kommen, in den Gebieten
aus Spalte 2 sollen Windenergieanlagen nur eingeschränkt zu-
lässig sein:
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Spalte 1

Gebiete, die nicht in Betracht kommen

1. Normative Gebietsfestsetzungen, deren Zielsetzungen i. d. R.
Beeinträchtigungen durch Windenergieanlagen ausschließen

– Naturschutzgebiete, Kernzonen der Naturparke, Naturdenk-
male und geschützte Landschaftsbestandteile im Sinne
des vierten Abschnitts des Landesnaturschutzgesetzes
(LNatSchG)

– Geplante Naturschutzgebiete, sofern sie in den regionalen
Raumordnungsplänen dargestellt sind

– Flächen i. S. d. § 28 Abs. 3 LNatSchG

– Wasserschutzgebiete (Zone 1)

– Naturwaldreservate nach § 19 des Landeswaldgesetzes
(LWaldG)

– Biotopschutzwald nach § 18 LWaldG

2. Vorrangbereiche der regionalen Raumordnungspläne, deren
Zielrichtungen i. d. R. die Errichtung von Windenergieanlagen
ausschließen

– Vorrangbereiche für Arten- und Biotopschutz

– Vorrangbereiche für den Ressourcenschutz

– Vorrangbereiche für Rohstoffgewinnung

3. Sonstige Gebiete, die i. d. R. Beeinträchtigungen durch Wind-
energieanlagen ausschließen

– Tieffluggebiete

– Richtfunkstrecken

– Hauptvogelzuglinien- und -rastplätze

Spalte 2

Gebiete, die eingeschränkt in Betracht kommen

1. Normative Gebietsfestsetzungen, deren Zielsetzungen Beein-
trächtigungen durch Windkraftanlagen nur eingeschränkt zu-
lassen

– Naturparkbereiche mit Ausnahme der Kernzonen sowie
Landschaftsschutzgebiete (nach Einzelfallzulassung durch die
zuständige Naturschutzbehörde und soweit mit den jeweiligen
Schutzzweckbestimmungen vereinbar)

– Biosphärenreservate außerhalb von Kern- und Stillezonen

– Natura-2000-Gebiete, vorbehaltlich der Ergebnisse einer
durchzuführenden Verträglichkeitsprüfung i. S. d. §§ 34 und 35
des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG)

2. Vorrang- und Vorbehaltsbereiche der regionalen Raumord-
nungspläne, deren Zielsetzungen die Errichtung von Windener-
gieanlagen einschränken können

– Regionale Grünzüge, Grünzäsuren

– Vorrangbereiche für die Wasserwirtschaft

– Vorbehaltsbereiche für den Fremdenverkehr

– Weitere für die Gewinnung von Rohstoffen bedeutsame Flä-
chen

– Freiflächen zur Sicherung natürlicher Ressourcen

3. Sonstige Gebiete, deren Zielsetzungen die Errichtung von
Windenergieanlagen nur eingeschränkt zulassen

– Landschaftsbildelemente von regionaler Bedeutung (kultur-
historisch, geologisch und geomorphologisch besonders be-
deutsame Gebiete)

– Wald nach dem LWaldG

– Wasserschutzgebiete der Zone 2

– Sonstige für die Entwicklung und Erhaltung vorgesehene Flä-
chen der Planung vernetzter Biotopsysteme

Es sollen ausgewiesen werden:

– Vorranggebiete grundsätzlich nur außerhalb der Gebiete in
den Spalten 1 und 2 (mit Ausnahme des Waldes nach dem
LWaldG gem. Spalte 2 Nr. 3 2. Spiegelstrich),

– Vorbehaltsgebiete grundsätzlich nur außerhalb der Gebiete
in Spalte 1 und

– Ausschlussgebiete grundsätzlich im gesamten übrigen Plan-
gebiet außerhalb von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten.

4 Mindestabstände

Bei der regionalplanerischen wie auch der bauleitplanerischen
Standortausweisung sind die unter Ziffer 3 aufgeführten Gebie-
te ebenso zu berücksichtigen wie die unter Abschnitt III Ziffer
2.5 aufgenommenen Mindestabstände. Bei der Ausweisung
von Flächen für Windenergieanlagen wird die Einhaltung eines
Abstands von 1 000 m zu Wohngebieten empfohlen, wenn
dadurch die Planungsspielräume nicht in unvertretbarem Maße
eingeengt werden. Bei Einhaltung dieses Abstands ist in der
Regel davon auszugehen, dass dem Schutz öffentlicher und
privater Belange in dem gebotenen Umfang Rechnung getra-
gen wird und mögliche Nutzungskonflikte vermieden werden.
Insbesondere kann dadurch dem Eindruck einer erdrückenden
Wirkung von Windenergieanlagen mit einer Höhe von mehr als
100 m in der Nähe von Wohngebieten vorgebeugt werden (VG
Trier, Urteil vom 19. November 2003 – 5 K 548/03.TR). Zu ein-
zelnen Wohngebäuden im Außenbereich wird empfohlen, ei-
nen Abstand von 400 m einzuhalten. Im Genehmigungsverfah-

ren für Einzelanlagen sind die Abstandsvorgaben, die sich aus
der TA Lärm ergeben, maßgebend (siehe Abschnitt V Ziffer 1).

5 Wirkung von in Aufstellung befindlichen Raumordnungs-
plänen

In Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung können als
unbenannte öffentliche Belange im Sinne von § 35 Abs. 3
Satz 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) beachtlich sein; auf Ab-
schnitt III Ziffer 2.4.3.8 wird verwiesen.

6 Kein Ersatz für Genehmigungsverfahren

Die Ausweisung von Gebieten für die Nutzung der Windenergie
ersetzt weder das Genehmigungsverfahren für die konkrete An-
lage noch sonstige erforderliche Verfahren (Umweltverträglich-
keitsprüfung o. Ä.).

III. Bauplanungsrecht

1 Bauleitplanung

1.1 Flächennutzungsplan

Flächen für Windenergieanlagen können im Flächennut-
zungsplan als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
„Windfarm“ nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 11
Abs. 2 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) oder als
Versorgungsfläche nach § 5 Abs. 2 Nr. 4 BauGB darge-
stellt werden. Wegen der Verträglichkeit der Nutzungen
ist eine überlagernde Darstellung unter Verwendung der
Grundnutzung „Flächen für die Landwirtschaft“ zulässig.
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Durch das am 1. Januar 1997 in Kraft getretene Gesetz
zur Änderung des BauGB vom 30. Juli 1996 (BGBl. I,
S. 1189) wurde mit § 35 Abs. 1 Nr. 7 BauGB (a. F.), heute
§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB, die bauplanungsrechtliche Privi-
legierung von Windenergieanlagen im Außenbereich ein-
geführt. Gleichzeitig wurde mit § 35 Abs. 3 Satz 4 BauGB
(a. F.), heute § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB, ein Planvorbehalt
eingefügt, wonach öffentliche Belange einer selbstständi-
gen Windenergieanlage in der Regel auch dann entge-
genstehen, soweit hierfür durch Darstellungen im Flä-
chennutzungsplan oder als Ziele der Raumordnung eine
Ausweisung an anderer Stelle erfolgt ist. Die Darstellung
muss zur Herbeiführung der Ausschlusswirkung für die
übrigen Gebiete mit einer geordneten städtebaulichen
Entwicklung vereinbar sein und dem Abwägungsgebot
nach § 1 Abs. 5, 6, 7 i. V. m. § 1a  BauGB genügen. Im
Rahmen der Flächennutzungsplanung muss die (Ver-
bands-)Gemeinde eine Untersuchung des gesamten Ge-
meindegebiets vornehmen und ein schlüssiges Pla-
nungskonzept für den gesamten Außenbereich erarbei-
ten. Die Ausweisung von geeigneten Flächen muss mit
dem Willen erfolgen, die Windenergienutzung im übrigen
Plangebiet auszuschließen. Dies muss in der Begrün-
dung zum Ausdruck kommen. Bei der Fortschreibung des
Flächennutzungsplans zur Ausweisung – und damit Steu-
erung – von Standorten für Windenergieanlagen ist das
städtebauliche Planerfordernis im Sinne des § 1 Abs. 3
Satz 1 BauGB gegeben.

In Bezug auf die Auswahlkriterien der Standorte für Wind-
energieanlagen wird auf die Ausführungen unter Ab-
schnitt II Ziffer 2 bis 4 sowie die in diesem Abschnitt Zif-
fer 2.5 aufgeführten Mindestabstände verwiesen. Die für
die Abgrenzung der geeigneten Flächen letztendlich
maßgebenden Gründe sollen in der Begründung darge-
legt werden.

Sind im Gemeindegebiet keine für Windenergienut-
zung geeigneten Flächen vorhanden oder stehen bei
den geeigneten Flächen überragende öffentliche Be-
lange entgegen, muss die Gemeinde auf die Darstel-
lung von Flächen zugunsten der Windenergienutzung
verzichten und Anträgen auf Zulassung einer Anlage
das nach § 36 Abs. 1 BauGB erforderliche Einverneh-
men versagen. Dabei muss sie konkret darlegen, wel-
che öffentlichen Belange dem einzelnen Vorhaben ent-
gegenstehen. In diesem Fall bedarf es nicht der
Steuerungsmöglichkeit nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB
(BVerwG, Urteil vom 17. Dezember 2002, s. Abschnitt II
Ziffer 2). Das Ergebnis des Plankonzeptes ist bei einer
Fortschreibung des Flächennutzungsplans in die Be-
gründung aufzunehmen.

Benachbarte Gemeinden können eine gemeindeüber-
greifende Koordination der Ansiedlung von Windenergie-
anlagen mittels eines gemeinsamen Flächennutzungs-
plans unter den besonderen Voraussetzungen des § 204
Abs. 1 BauGB erreichen. Auf diesem Weg können Winde-
nergieanlagen in einem Gemeindegebiet gänzlich ausge-
schlossen werden.

Soweit in einem regionalen Raumordnungsplan Gebiets-
ausweisungen für Windenergieanlagen als Ziele der
Raumordnung vorgenommen wurden, ist zu beachten,
dass die Regionalplanung nur Aussagen über raumbe-
deutsame Vorhaben trifft. Entsprechende Ausweisungen
haben damit keine Ausschlusswirkung für nicht raumbe-
deutsame Windenergieanlagen. Eine solche Wirkung
kann nur über die Flächennutzungsplanung erreicht wer-
den.

1.2 Bebauungsplan

Flächen für Windenergieanlagen können im Bebauungs-
plan als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Wind-
farm“ nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 11 Abs. 2
BauNVO oder als Versorgungsfläche nach § 9 Abs. 1
Nr. 12 BauGB festgesetzt werden.

Die Aufstellung eines Bebauungsplans kann zur optima-
len Ausnutzung der geeigneten Fläche erforderlich wer-
den, da im Bebauungsplan verbindliche Festsetzungen
nach § 9 BauGB getroffen werden können. Dieser Weg
kommt insbesondere in Betracht, wenn eine unmittelbare
Planumsetzung durch einen Vorhabenträger angestrebt
wird und nicht lediglich Flächenreserven für den zukünfti-
gen Bedarf bereitgestellt werden sollen.

1.3 Umweltprüfung

Mit dem Europarechtsanpassungsgesetz Bau – EAG Bau
– ist die Umweltprüfung als Regelverfahren für grundsätz-
lich alle Bauleitpläne eingeführt worden. Für das Recht
der Bauleitplanung ist nunmehr die Umweltverträglich-
keitsprüfung im BauGB abschließend geregelt.

Die Grundsatznorm des § 2 Abs. 4 BauGB definiert die
Umweltprüfung als ein Verfahren, in dem für die Belange
des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und
nach § 1a BauGB die voraussichtlichen erheblichen Um-
weltauswirkungen ermittelt sowie in einem Umweltbericht
beschrieben und bewertet werden.

§ 2 Abs. 4 Satz 5 BauGB enthält eine Bestimmung, die
eine Beschränkung des Umfangs der erforderlichen Er-
mittlung im Hinblick auf Umweltprüfungen in anderen Pla-
nungsstufen ermöglicht. Eine entsprechende Regelung
enthält § 17 Abs. 3 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) im Hinblick auf die Abschichtung
zwischen Bebauungsplan und nachfolgendem Zulas-
sungsverfahren.

Bei dem Verfahrensschritt der im Umweltbericht darzu-
stellenden Bewertung handelt es sich um eine rein um-
weltbezogene Betrachtung; andere städtebauliche Belan-
ge werden erst bei der Berücksichtigung aller Belange in
der Abwägung einbezogen.

Gemäß § 2a BauGB handelt es sich bei dem Umweltbe-
richt um einen selbstständigen Bestandteil der Begrün-
dung, der gemeinsam mit der Begründung des Bauleit-
planentwurfs im Laufe des Aufstellungsverfahrens fortge-
schrieben wird. Der Umweltbericht ist neben den übrigen
Belangen in der Abwägung zu berücksichtigen.

Nach § 6 Abs. 5 Satz 3 BauGB sowie nach § 10 Abs. 4
BauGB ist dem Bauleitplan nach der Schlussfassung eine
zusammenfassende Erklärung beizufügen, die u. a. auch
Angaben zur Art und Weise der Berücksichtigung der Um-
weltbelange enthält.

Im Übrigen wird in Bezug auf die Umweltprüfung in der
Bauleitplanung auf Nummer 2 des Rundschreibens des
Ministeriums der Finanzen „Hinweise zum Vollzug des
Baugesetzbuchs – Europarechtsanpassungsgesetz Bau
– EAG Bau“ vom 26. August 2004 – 2015-4531 – (MinBl.
S. 314) verwiesen.

1.4 Sonstiges

Für den Fall, dass bereits ein Vorhabenträger vorhanden
ist, kann die Gemeinde die Planungsleistung extern ver-
geben und die Deckung der Plankosten durch den Ab-
schluss von Folgekostenverträgen mit den Bauinteres-
senten sicherstellen. Auf die Regelungen zum städtebau-
lichen Vertrag und zum Vorhaben- und Erschließungsplan
wird hingewiesen, vgl. hierzu Nummern 6 und 7 des
Rundschreibens des Ministeriums der Finanzen „Hinwei-
se zum Vollzug des Baugesetzbuchs – Allgemeines Städ-
tebaurecht –“ vom 27. Juli 1998 – 2015-4531 – (MinBl.
S. 436).

1.5 Entschädigung im Zusammenhang mit der Änderung der
bauplanungsrechtlichen Beurteilung

§ 35 BauGB schafft für die privilegierten Vorhaben kein
Baurecht in der Weise, dass dessen Entzug eine Ent-
schädigung für die Betreiber von Windenergieanlagen
nach § 42 BauGB  auslöst, wenn durch die Anwendung
des Planvorbehalts nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB Wind-
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energieanlagen an bestimmten Orten unzulässig werden.
Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes
(BGH, Urteil vom 10. April 1997 – III ZR 104/96) muss die
in § 42 BauGB vorausgesetzte zulässige Nutzung die
Qualität einer eigentumsrechtlichen Position haben (sog.
Baulandqualität) und diese Voraussetzung ist, anders als
in den Fällen der nach §§ 30 bzw. 34 BauGB zu beurtei-
lenden Nutzungen, in Fällen des § 35 BauGB grundsätz-
lich zu verneinen. Denn bei allen Vorhaben des Außenbe-
reichs – auch bei den in § 35 Abs. 1 BauGB geregelten
Vorhaben – ist nicht automatisch deren Zulässigkeit ge-
geben, sondern sie steht bei privilegierten Vorhaben unter
dem Vorbehalt des nicht Entgegenstehens öffentlicher
Belange. Im Außenbereich kommen aber in vielfältiger
Weise solche Belange in Betracht. Windenergieanlagen
standen darüber hinaus von Anfang an unter dem Plan-
vorbehalt des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB. In seiner Ent-
scheidung vom 17. Dezember 2002 hat das Bundesver-
waltungsgericht (s. Abschnitt II Ziffer 2) zudem die beson-
dere Sozialbindung des Eigentums im Außenbereich aus-
führlich dargestellt und den Planvorbehalt in § 35 Abs. 3
Satz 3 BauGB als (entschädigungslose) Inhalts- und
Schrankenbestimmung im Sinne des Artikels 14 Abs. 1
Satz 2 des Grundgesetzes charakterisiert. Im Übrigen ist
zu beachten, dass § 42 BauGB eine nicht ausgeübte Nut-
zung wertmäßig nur innerhalb der 7-Jahresfrist schützt
und dass die Privilegierung der Windenergie am 1. Janu-
ar 1997 eingeführt wurde.

2 Bauplanungsrechtliche Zulässigkeit

2.1 Anzuwendende Vorschriften

Windenergieanlagen sind bauliche Anlagen im Sinne des
§ 29 BauGB. Sie unterliegen damit der planungsrechtli-
chen Beurteilung nach den §§ 30 ff. BauGB. Die Vor-
schriften des Bauordnungsrechts und andere öffentlich-
rechtliche Vorschriften bleiben unberührt (§ 29 Abs. 2
BauGB).

2.2 Zulässigkeit im Geltungsbereich eines qualifizierten Be-
bauungsplans

2.2.1 Im Geltungsbereich eines qualifizierten Bebauungsplans
sind Windenergieanlagen zulässig, wenn sie ausdrück-
lich festgesetzt sind. Auf Abschnitt III Ziffer 1.2 wird ver-
wiesen.

2.2.2 Enthält ein Bebauungsplan keine dahingehenden Fest-
setzungen, sind Windenergieanlagen zulässig, wenn sie
als untergeordnete Nebenanlagen unter § 14 Abs. 1 Satz 1
BauNVO fallen:

– Die Windenergieanlage muss dem Nutzungszweck der
in dem jeweiligen Baugebiet gelegenen Grundstücke
oder des Baugebiets selbst ausschließlich oder über-
wiegend dienen. Anlagen, welche die erzeugte Energie
zu einem nicht nur marginalen Teil ins allgemeine
Stromnetz einspeisen, bedürfen dagegen einer Aus-
nahmebewilligung nach § 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO.

– Die Windenergieanlage muss der Hauptanlage räum-
lich gegenständlich untergeordnet sein. Abzustellen ist
hier auf den Gesamteindruck, der insbesondere durch
die bauliche Höhe der Anlagen und deren Bauvolumen
bestimmt wird. Der Windenergieanlage darf im Verhält-
nis zu dem zu versorgenden Gebäude keine eigenstän-
dige optische Wirkung zukommen.

– Die Windenergieanlage darf nicht der Eigenart des
Baugebiets widersprechen. Sie muss sich im Rahmen
dessen halten, was nach der Verkehrsauffassung in
diesem Gebiet üblich ist. So kann eine Windenergiean-
lage zulässig sein, die – in einem reinen Wohngebiet
errichtet – Unterstützungsfunktion gegenüber der
Wohnnutzung leistet. Entsprechend § 15 Abs. 1 Satz 2
BauNVO können Windenergieanlagen der Eigenart ei-
nes Baugebiets auch widersprechen, wenn von ihnen
Belästigungen oder Störungen ausgehen, die nach Art
des Baugebiets unzumutbar sind oder wenn die Anlage

selbst solchen Störungen, zum Beispiel durch Bewuchs
oder Bebauung, ausgesetzt wäre. Hier kommt der Bau-
dichte erhebliche Bedeutung zu. In dicht bebauten Ge-
bieten mit kleinen Parzellen, einer hohen Grundflächen-
zahl und einer großen überbaubaren Grundstücksflä-
che, wie zum Beispiel einer Reihenhaussiedlung, sind
Windenergieanlagen wegen der mit ihnen verbundenen
Beeinträchtigung der Nachbargrundstücke regelmäßig
unzulässig. Dagegen kommt eine aufgelockerte Bebau-
ung der Zulässigkeit von Windenergieanlagen ent-
gegen.

2.3 Zulässigkeit im unbeplanten Innenbereich

2.3.1 Nach § 34 Abs. 1 BauGB ist zentrales Zulässigkeitskriteri-
um für die Verwirklichung eines Windenergievorhabens
im unbeplanten Innenbereich, dass es sich in die Eigenart
der näheren Umgebung einfügt. Hierbei ist die nähere
Umgebung der Bereich in der Nachbarschaft des Bau-
grundstücks, auf den sich das geplante Vorhaben in städ-
tebaulicher Hinsicht auswirken kann und der seinerseits
das Grundstück prägt. Die Windenergieanlage muss sich
im Hinblick auf Art und Maß der baulichen Nutzung, Bau-
weise und Grundstücksfläche, die überbaut werden soll,
in dem Rahmen halten, anhand dessen die vorhandene
Bebauung bewertet wird. Die technische Neuartigkeit ei-
ner Anlage und deren dadurch bedingte optische Gewöh-
nungsbedürftigkeit schließen nicht schlechthin aus, dass
sich die Anlage in das Baugebiet einfügt. Entscheidend
ist, dass durch das Vorhaben selbst oder in Folge seiner
Vorbildwirkung keine Störung der Harmonie der Bebau-
ung bewirkt wird und keine bodenrechtlichen Spannun-
gen ausgelöst werden.

2.3.2 Lässt sich die Eigenart der näheren Umgebung eindeutig
in eine der Gebietskategorien der BauNVO einordnen, so
ergibt sich die Zulässigkeit des Vorhabens seiner Art nach
ausschließlich danach, ob es in dem betreffenden Gebiet
nach der BauNVO zulässig ist (§ 34 Abs. 2 Halbsatz 1
BauGB). Insoweit gelten die Ausführungen zur Zulässig-
keit im Geltungsbereich eines Bebauungsplans entspre-
chend. Ausnahmen und Befreiungen sind in entsprechen-
der Anwendung des § 31 Abs. 1 und 2 BauGB grundsätz-
lich möglich (§ 34 Abs. 2 Halbsatz 2 BauGB). Für das Maß
der Nutzung gilt weiter § 34 Abs. 1 BauGB.

2.4 Zulässigkeit im Außenbereich

2.4.1 Im Außenbereich sind Windenergieanlagen als unselbst-
ständige Nebenanlagen eines im Außenbereich privile-
gierten Betriebs oder gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB als
selbstständige Anlage privilegiert. Es besteht ein Rechts-
anspruch auf Genehmigung, wenn die Erschließung gesi-
chert ist und öffentliche Belange nicht entgegenstehen.

Voraussetzung für eine Privilegierung als unselbstständi-
ge Nebenanlage ist, dass die Windenergieanlage dem –
nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 bis 4, 6 und 7 BauGB privilegierten
– Betrieb der Hauptanlage unmittelbar zu- und unterge-
ordnet ist und bei landwirtschaftlichen Betrieben (ein-
schließlich aller Nebenanlagen) nur einen untergeordne-
ten Teil der Betriebsfläche einnimmt.

Die räumliche Zuordnung erfordert, dass die Windener-
gieanlage sich in angemessener räumlicher Nähe zu dem
mit Energie versorgten landwirtschaftlichen Betrieb befin-
det. Der überwiegende Teil der erzeugten Energie muss
dem privilegierten Vorhaben zukommen.

Eine Windenergieanlage kann im Einzelfall als unselbst-
ständige Nebenanlage auch mehreren im Außenbereich
zulässigerweise errichteten Betrieben dienen. Die funkti-
onale Zuordnung ist ggf. durch eine Nebenbestimmung
zur Genehmigung (§ 1 Abs. 1 des Landesverwaltungsver-
fahrensgesetzes i. V. m § 36 Abs. 1 2. Alt. des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes – VwVfG) auf Dauer sicherzu-
stellen. Voraussetzung für eine Windenergieanlage als
untergeordnete Nebenanlage nach § 35 Abs. 1 BauGB
ist, dass nicht der überwiegende Teil der erzeugten Ener-
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gie zur Einspeisung in das öffentliche Netz bestimmt ist
(BVerwG, Urteil vom 16. Juni 1994 – 4 C 20.93 – NVwZ
1995, 64). Die Errichtung einer Anlage, die mehreren Be-
trieben dient, kann privilegiert sein, wenn

– die Betreiber der Windenergieanlage gesellschafts-
rechtlich verbunden sind und

– nachweisen, dass mehr als 50 v. H. des mit der Anlage
produzierten Stroms in ihren Betrieben verbraucht wer-
den, und

– die Windenergieanlage sich in angemessener räumli-
cher Nähe zu dem mit Energie versorgten Betrieb befin-
det.

2.4.2 Als weitere Zulässigkeitsvoraussetzung ist durch das
EAG Bau in § 35 Abs. 5 Satz 2 BauGB unter anderem für
privilegierte Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB die
Abgabe einer Verpflichtungserklärung vorgesehen, die
Windenergieanlage nach dauerhafter Aufgabe der zuläs-
sigen Nutzung zurückzubauen und Bodenversiegelungen
zu beseitigen. Diese Rückbauverpflichtung soll gemäß
§ 35 Abs. 5 Satz 3 BauGB durch Baulast oder in anderer
Weise (z. B. durch Sicherheitsleistung) sichergestellt wer-
den.

Die neuen Regelungen in § 35 Abs. 5 BauGB ermöglichen
es i. V. m. § 36 Abs.1 VwVfG, die Baugenehmigung für
Windenergieanlagen mit einer Nebenbestimmung zu ver-
sehen. Danach kann z. B. die Baugenehmigung mit einer
auflösenden Bedingung für den Fall der dauerhaften Ein-
stellung der privilegierten Nutzung ergehen. Die Einhal-
tung der Rückbauverpflichtung kann nach § 70 Abs. 1 der
Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) durch Si-
cherheitsleistung abgesichert werden.

2.4.3 Der Errichtung einer Windenergieanlage im Außenbe-
reich können öffentliche Belange entgegenstehen.

2.4.3.1 Nach § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BauGB können widerspre-
chende Darstellungen eines Flächennutzungsplans einer
geplanten Windenergieanlage entgegenstehen. Damit
eine Darstellung im Flächennutzungsplan als entgegen-
stehender Belang beachtlich ist, muss sie sachlich und
räumlich hinreichend konkret und als „Unterstützung und
einleuchtende Fortschreibung bestimmter tatsächlicher
Gegebenheiten“ anzusehen sein. Es muss sich um eine
qualifizierte Standortbestimmung handeln, die mit dem
Ziel der Unterstützung eines bestimmten öffentlichen Be-
langs wegen der besonderen örtlichen Verhältnisse ge-
troffen wurde und durch die entgegenstehende Nutzun-
gen ausgeschlossen werden sollten. Eine allgemein ge-
haltene Darstellung, die lediglich auf eine dem Außenbe-
reich generell zukommende Funktion verweist, reicht
nicht aus. Dies gilt insbesondere für die pauschale Aus-
weisung von Flächen für die Landwirtschaft, selbst wenn
die Gemeinde sich dadurch Planungsmöglichkeiten frei-
halten möchte (sog. Freihaltebelang). Zur Auslegung des
Flächennutzungsplans ist die Begründung heranzuzie-
hen.

2.4.3.2 In Bezug auf den Planvorbehalt als entgegenstehender
Belang wird auf die Ausführungen unter Abschnitt III Zif-
fer 1 verwiesen. Sind im Flächennutzungsplan einer Ge-
meinde Darstellungen von Flächen für Windenergieanla-
gen enthalten, ist eine Ausnahme von der regelmäßigen
Ausschlusswirkung des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB nur bei
Vorliegen besonderer Umstände zu bejahen (z. B. man-
gelnder Ausschlusswille).

Die Ausschlusswirkung des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB
greift bei Flächennutzungsplänen nur dann, wenn die da-
rin dargestellten Flächen für Windenergieanlagen noch
eine ins Gewicht fallende Möglichkeit eröffnen, Windener-
gie zu nutzen (Niedersächsisches OVG, Beschluss vom
17. Januar 2002 – 1 L 2504/00 – ZfBR 2002, 362). Die
Ausschlusswirkung kann bereits durch die Darstellung ei-
nes Standortes für Windenergieanlagen erreicht werden
(BVerwG, Urteil vom 17. Dezember 2002, s. Abschnitt II
Ziffer 2).

Auf unselbstständige Nebenanlagen eines im Außenbe-
reich privilegierten Betriebs findet § 35 Abs. 3 Satz 3
BauGB keine Anwendung.

2.4.3.3 Die Ausführungen zum Planvorbehalt im Rahmen der Flä-
chennutzungsplanung gelten analog für die Regionalpla-
nung, soweit es sich um raumbedeutsame Anlagen han-
delt.

2.4.3.4 Mit dem durch das EAG Bau eingeführten § 5 Abs. 2b
BauGB werden die Gemeinden ermächtigt, im Hinblick
auf Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 BauGB sachli-
che Teilflächennutzungspläne aufzustellen, sofern Dar-
stellungen mit den Rechtswirkungen des § 35 Abs. 3
Satz 3 BauGB getroffen werden. Diese Teilflächennut-
zungspläne können auch bei einem bestehenden Flä-
chennutzungsplan als eigenständige Pläne aufgestellt
werden. Stellt der bestehende Flächennutzungsplan
ebenfalls Flächen für Windenergieanlagen dar, ist inso-
fern im Teilflächennutzungsplan das Verhältnis zum be-
stehenden Flächennutzungsplan klarzustellen.

2.4.3.5 Die Möglichkeit der Zurückstellung von Baugesuchen zur
Sicherung der gemeindlichen Planungshoheit wird mit der
neuen Regelung des § 15 Abs. 3 BauGB auf Flächennut-
zungspläne für Vorhaben nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6
BauGB ausgedehnt und an Voraussetzungen geknüpft.

Voraussetzungen sind, dass

– die Gemeinde einen Beschluss zur Aufstellung, Ände-
rung oder Ergänzung des Flächennutzungsplans ge-
fasst hat,

– im Flächennutzungsplan eine „Konzentrationsfläche“
nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB für privilegierte Vorha-
ben im Sinne des § 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 BauGB darstel-
len will, die der Errichtung baulicher Vorhaben an ande-
rer Stelle im Gemeindegebiet i. d. R. entgegensteht und
wenn

– zu befürchten ist, dass die Durchführung der Planung
durch das Vorhaben unmöglich gemacht oder wesent-
lich erschwert wird.

Der Zeitraum der Zurückstellung ist in dem Zurückstel-
lungsbescheid anzugeben und darf längstens ein Jahr ab
Zugang des Bescheids betragen. Die Zeit zwischen dem
Eingang des Baugesuchs bei der zuständigen Behörde
bis zur Zustellung des Zurückstellungsbescheides wird
auf die Jahresfrist nur insoweit nicht angerechnet, als die-
ser Zeitraum für die Bearbeitung des Baugesuchs erfor-
derlich war (§ 15 Abs. 3 Satz 2 BauGB). Die Gemeinde
hat den Zurückstellungsantrag innerhalb von sechs Mo-
naten zu stellen, nachdem sie in einem Verwaltungsver-
fahren förmlich von den Bauvorhaben Kenntnis erlangt
hat (§ 15 Abs. 3 Satz 3 BauGB). Der Zurückstellungsan-
trag ist nicht mehr möglich, wenn die Genehmigung erteilt
ist. Diese Regelung gilt auch im Fall der Aufstellung eines
sachlichen Teilflächennutzungsplans nach § 5 Abs. 2b
BauGB.

2.4.3.6 Der Windenergieanlage kann nicht ein Planerfordernis im
Sinne einer erforderlichen „Außenkoordination“ als unge-
schriebener öffentlicher Belang entgegengehalten wer-
den. § 35 Abs. 1 BauGB will die privilegierten Vorhaben im
Außenbereich gerade unabhängig von förmlicher Pla-
nung unmittelbar kraft Gesetz gestatten. Die Probleme,
die ein solches Vorhaben in Bezug auf seine Einordnung
in die Umgebung aufwirft, werden regelmäßig bereits
durch die in § 35 Abs. 3 BauGB aufgezählten öffentlichen
Belange erfasst. Besteht auf Grund einer Vielzahl vorhan-
dener Anlagen und weiterer Genehmigungsanträge pla-
nerischer Handlungsbedarf, so ist es Aufgabe der Ge-
meinde, planerisch tätig zu werden und die Sicherungs-
mittel einzusetzen, die ihr die Bestimmungen der §§ 14 ff.
BauGB zur Verfügung stellen.

2.4.3.7 Die Beeinträchtigung öffentlicher Belange im Sinne des
§ 35 Abs. 3 Satz 1 BauGB führt regelmäßig zur Unzuläs-
sigkeit eines sonstigen Vorhabens im Außenbereich. Die-
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se Rechtsfolge kann bei einer gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 5
BauGB privilegierten Windenergieanlage nur eintreten,
wenn die Beeinträchtigung öffentlicher Belange so
schwerwiegend ist, dass sie dem privilegierten Vorhaben
gem. § 35 Abs. 1 BauGB entgegensteht. Ob ausnahms-
weise ein solches Entgegenstehen bei den aufgezählten
Belangen gegeben ist, kann nur durch eine Einzelfall-
prüfung festgestellt werden.

Die Belange des Natur- und Landschaftsschutzes stehen
einem privilegierten Vorhaben i. d. R. von vornherein
entgegen, wenn dieses naturschutzrechtlich unzulässig
ist; auf Abschnitt VI wird verwiesen.

Der Schutzzweck der natürlichen Eigenart der Landschaft
und ihres Erholungswertes (§ 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 4. Alt.
BauGB) ist darauf gerichtet, den Außenbereich seiner na-
turgegebenen Bodennutzung zu belassen und als Erho-
lungslandschaft der Allgemeinheit vor dem Eindringen
wesensfremder und der Erholung abträglicher Nutzung
zu bewahren. Ist ein Standort wegen seiner natürlichen
Beschaffenheit ohnehin weder für das eine noch das an-
dere geeignet oder hat er seine Schutzwürdigkeit durch
bereits erfolgte anderweitige Eingriffe eingebüßt, so ste-
hen öffentliche Belange im Sinne des § 35 Abs. 1 BauGB
in der Regel nicht entgegen.

Das städtebauliche Verunstaltungsverbot in Bezug auf
das Orts- und Landschaftsbild gemäß § 35 Abs. 3 Satz 1
Nr. 5 letzte Alt. BauGB beruht auf der Erkenntnis, dass
auch eine naturschutzrechtlich nicht besonders geschütz-
te Landschaft empfindlich gegen ästhetische Beeinträch-
tigungen sein kann. Im Unterschied zu förmlich unter Na-
tur- oder Landschaftsschutz gestellten Landschaftsteilen,
bei denen schon eine Beeinträchtigung des Naturschut-
zes oder der Landschaftspflege zur Unzulässigkeit eines
privilegierten Vorhabens im Außenbereich führen kann,
begründet eine Beeinträchtigung des Orts- oder Land-
schaftsbildes außerhalb von Schutzgebieten allein noch
nicht die Unzulässigkeit eines solchen Vorhabens. Viel-
mehr muss eine qualifizierte Beeinträchtigung im Sinne
einer Verunstaltung des Orts- oder Landschaftsbildes ge-
geben sein (OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 12.
Juni 2001 –  10 A 97/99 – ZfBR 2002, 270).

2.4.3.8 In Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung, die bei
Rechtswirksamkeit des regionalen Raumordnungsplans
die Ausschlusswirkung von § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB
hätten, können als sonstige Erfordernisse der Raumord-
nung (§ 4 Abs. 2 und Abs. 4 Satz 1 ROG) als unbenannte
öffentliche Belange gemäß § 35 Abs. 3 Satz 1 BauGB
beachtlich sein. Im Wege einer nachvollziehenden Abwä-
gung ist im Einzelfall zu entscheiden, ob sich die in Auf-
stellung befindlichen Ziele gegenüber einer im Außenbe-
reich privilegierten Windenergieanlage durchsetzen (vgl.
BVerwG, Urteil vom 13. März 2003 – 4 C 3.02 – BauR
2003, 1172; VG Leipzig, Urteil vom 23. August 2001 – 4 K
1798/96). Nach der Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts hat ein in Aufstellung befindliches Ziel die
Qualität eines öffentlichen Belangs, wenn es inhaltlich
hinreichend konkretisiert ist und wenn zu erwarten ist,
dass es sich zu einer verbindlichen, den Wirksamkeitsan-
forderungen genügenden Zielfestsetzung im Sinne des
§ 3 Nr. 2 ROG verfestigt (BVerwG, Urteil vom 27. Januar
2005 – 4 C 5.04 – BauR 2005, 987).

2.4.3.9 Ob die Investition für die Stromerzeugung durch eine
Windenergieanlage (einschließlich des zur Stromeinspei-
sung erforderlichen Anschlusses) wirtschaftlich sinnvoll
ist, ist keine Frage, die als öffentlicher Belang zu beach-
ten ist. Die Entscheidung über den ökonomischen Nutzen
der Anlage obliegt vielmehr ausschließlich dem Eigentü-
mer.

2.5 Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme

Das Gebot der gegenseitigen Rücksichtnahme wird in
qualifiziert beplanten Gebieten über § 15 Abs. 1 Satz 2
BauNVO, im nicht qualifiziert beplanten Innenbereich im

Rahmen des § 34 Abs. 1 BauGB über den Begriff des Ein-
fügens, im Rahmen des § 34 Abs. 2 BauGB über § 15
Abs. 1 Satz 2 BauNVO sowie im Außenbereich als öffent-
licher Belang im Sinne des § 35 Abs. 3 BauGB zur Gel-
tung gebracht.

Das Rücksichtnahmegebot besagt generell, dass zwi-
schen den gegenläufigen Nutzungen eine Interessenab-
wägung vorzunehmen ist, die sich an dem Kriterium der
Unzumutbarkeit auszurichten hat. Unzumutbarkeit in die-
sem Sinne ist in Anlehnung an die Begriffsbestimmung
des Bundes-Immissionschutzgesetzes (BImSchG) anzu-
nehmen, wenn von der Anlage Emissionen ausgehen, die
nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren,
erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für
die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft hervorzurufen.
Dabei bestimmt sich die Erheblichkeit nach der Empfind-
lichkeit und Schutzwürdigkeit der betroffenen Rechtsgü-
ter.

Störenden Licht-/Schatteneffekten durch die Rotoren
kann neben Standortverschiebungen auch durch eine
zeitliche Beschränkung des Betriebs der Windenergiean-
lage begegnet werden. Hierzu wird auf Abschnitt V Ziffer 2
verwiesen. Störende Lichtreflektionen („Disco-Effekt“)
lassen sich durch Beschichtung der Rotorblätter mit licht-
brechendem Mattlack mindern.

Für die Beurteilung notwendiger Abstände aufgrund von
Lärmimmissionen wird auf Abschnitt V Ziffer 1 verwiesen.

Hinsichtlich der Abstände von Windenergieanlagen unter-
einander ist der Betreiber einer Windenergieanlage nicht
darin geschützt, dass die Windhöffigkeit durch die Nicht-
ausschöpfung der baulichen Nutzungsmöglichkeiten der
in Hauptwindrichtung gelegenen Grundstücke aufrechter-
halten bleibt (vgl. BVerwG, Beschluss vom 6. Dezember
1996 – 4 B 215.96 – BRS 58, Nr. 164).

Neben der LBauO (§§ 8, 13 LBauO) und den fachgesetz-
lichen Regelungen, wie in Abschnitt V aufgeführt, gibt es
keine gesetzlichen Abstandsvorgaben. Zur Vermeidung
von Konfliktsituationen werden jedoch folgende Abstände
zum nächstgelegenen Punkt der Rotorflächen empfoh-
len:

– Naturwaldreservate nach 200 m
§ 19 LWaldG
Biotopschutzwald
nach § 18 LWaldG

– bestehende Naturschutzgebiete 200 m
geplante Naturschutzgebiete,
sofern sie in den regionalen Raum-
ordnungsplänen dargestellt sind
Gebiete nach der Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie (92/43 EWG)
Flächen i. S. d. § 28 Abs. 3
LNatSchG
Flächen zur Erhaltung oder
Entwicklung im Sinne der Planung
vernetzter Biotopsysteme
Rote-Liste-Biotoptypen

– Brut- und Rastplätze gefährdeter 200 m (in
Vogelarten, empfindliche Vogel- begründeten
lebensräume Einzelfällen bis

500 m)

– Richtfunkstrecken 50 m beidseitig

– Freileitungen ab 30 kV
ohne Schwingungsschutz- dreifacher
maßnahmen Rotordurch-

messer
mit Schwingungsschutzmaß- einfacher
nahmen Rotordurch-

messer

Für Freileitungen bis einschließlich 30 kV können gerin-
gere Abstände in Betracht kommen, wenn sichergestellt
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ist, dass die Freileitung außerhalb der Nachlaufströ-
mung der Windenergieanlage liegt.

Für Freileitungen aller Spannungsebenen gilt, dass bei
ungünstiger Stellung des Rotors die Blattspitze nicht in
den Schutzstreifen der Freileitung ragen darf.

Zur Vermeidung von Störungen von Ton, Fernseh- oder
Rundfunkempfängern kann ein Abstand von bis zu
5 000 m zum Senderstandort erforderlich sein. Zu Ra-
daranlagen kann ein Abstand von mindestens 5 000 m
oder mehr erforderlich sein, um Beeinträchtigungen
auszuschließen.

2.6 Erschließung

Für die Erschließung einer Windenergieanlage ist eine
ausreichende Zuwegung erforderlich, die die Errichtung
und die Wartung der Anlage zulässt. Der Anschluss der
Windenergieanlage an ein Verbundnetz zum Zweck der
Stromeinspeisung gehört nicht zum bauplanungsrechtli-
chen Inhalt der Erschließung. Die fehlende Zustimmung
des Energieversorgungsunternehmens zur Einspeisung
aus Gründen fehlender Leitungskapazität berührt die Fra-
ge, ob eine ausreichende Erschließung vorliegt, daher
nicht.

IV. Bauordnungsrecht

Windenergieanlagen sind bauliche Anlagen gem. § 2  Abs. 1
Satz 1 LBauO. Für sie gelten die materiellen Anforderungen des
Bauordnungsrechts.

1 Abstände nach der Landesbauordnung

Bauliche Anlagen, von denen Wirkungen wie von oberirdi-
schen Gebäuden ausgehen, müssen gemäß § 8 Abs. 8
LBauO wie Gebäude Abstandsflächen nach den Absätzen 1
bis 7 einhalten. Dies gilt auch für Windenergieanlagen, denn
von ihnen gehen Wirkungen wie von Gebäuden aus.

Nach § 8 Abs. 10 Satz 2 Halbsatz 1 LBauO kann bei Wind-
energieanlagen in nicht bebauten Gebieten eine geringere
Tiefe der Abstandsfläche zugelassen werden; die Mindesttie-
fe der Abstandsfläche darf jedoch 0,25 H nicht unterschreiten.
Eine Unterschreitung der Regelabstandsfläche von 0,4 H
kommt z. B. dann in Betracht, wenn die angrenzenden Grund-
stücke ausschließlich landwirtschaftlich genutzt werden.

Die Abstandsfläche einer Windenergieanlage wird durch Pro-
jektion der bei der Drehung des Rotors um die eigene Achse
des Mastes entstehenden Kugelform auf die Geländeoberflä-
che ermittelt. Um den von der Projektion der Kugel gebildeten
Kreis legt sich radial die Abstandsfläche, deren Tiefe sich aus
der Höhe H der Windenergieanlage – das ist die Nabenhöhe
der Anlage zuzüglich des Rotorradius multipliziert mit dem
Faktor 0,464 – errechnet.

2 Stand- und Betriebssicherheit

Windenergieanlagen stellen i. d. R. Tragwerke mit überdurch-
schnittlichem Schwierigkeitsgrad mit schwer zu ermittelnden
Einflüssen dar, die hinsichtlich des Nachweises ihrer Stand-
und Betriebssicherheit besonderen Anforderungen genügen
müssen.

2.1 Der Nachweis der Standsicherheit des Turms und der Grün-
dung von Windenergieanlagen hat nach der Richtlinie für
Windenergieanlagen, Einwirkungen und Standsicherheits-
nachweise für Turm und Gründung des Deutschen Instituts
für Bautechnik Berlin zu erfolgen. Diese Richtlinie wurde vom
Ministerium der Finanzen als oberste Bauaufsichtsbehörde
durch Verwaltungsvorschrift nach § 3 Abs. 3 LBauO als tech-
nische Baubestimmung eingeführt (Nr. 2.7.12 der Liste der
Technischen Baubestimmungen). Sie ist beim Deutschen Ins-
titut für Bautechnik, Kolonnenstraße 30, 10829 Berlin, als
Heft 8 Reihe B seiner Schriften zu beziehen.

2.2 Zur Ermittlung der Schnittgrößen aus dem maschinentechni-
schen Teil der Windenergieanlage auf den Turm nach Ab-
schnitt 10 der Richtlinie können Sachverständige herangezo-
gen werden. Es wird auf Anlage 1 verwiesen.

2.3 Windenergieanlagen müssen mit einem Sicherheitssystem
versehen sein, das jederzeit einen sicheren Zustand der Anla-
ge gewährleistet.

Das Sicherheitssystem muss in der Lage sein,

– die Drehzahl des Rotors innerhalb des zulässigen Dreh-
zahlbereichs zu halten,

– bei Lastabwurf, Kurzschluss, Netzausfall oder bei Betriebs-
störungen die Anlage in einem ungefährlichen Zustand zu
halten und

– bei normalem Betrieb den Rotor in Ruhestellung (Parkstel-
lung) zu bringen.

Hat die Windenergieanlage eine Nennleistung von mehr als
1 kW, so muss das Sicherheitssystem

– redundant ausgelegt und

– mit einem Erschütterungsfühler gekoppelt sein.

Es sind mindestens zwei voneinander unabhängige, ohne
zeitliche Verzögerung automatisch einsetzende Bremssyste-
me erforderlich. Jedes Bremssystem muss in der Lage sein,
den Rotor auf eine unkritische Drehzahl abzubremsen. Bei
Windenergieanlagen bis zu 1 kW ist ein Bremssystem ausrei-
chend.

Die Standsicherheit einer Windenergieanlage hängt wesent-
lich von der einwandfreien Funktion der maschinellen Ausrüs-
tung, des Sicherheitssystems und der übertragungstechni-
schen Teile ab. Mit den Bauvorlagen ist der Nachweis zu er-
bringen, dass bei Betrieb und Stillstand der Anlage alle Ein-
flüsse aus der maschinellen Ausrüstung, dem Sicherheitssys-
tem und den übertragungstechnischen Teilen berücksichtigt
worden sind.

Die Prüfung von Standsicherheitsnachweisen darf nur von
Stellen durchgeführt werden, die mit diesen Fragen vertraut
sind. Dies sind die in Anlage 2 aufgeführten Prüfstellen und
-ämter für Baustatik.

Von diesen Stellen durchgeführte Typenprüfungen sind nach
§ 75 Abs. 3 und 4 LBauO zu behandeln.

2.4 Die Einhaltung der im Prüfbericht über den Nachweis der
Standsicherheit aufgeführten Auflagen an die Bauausführung
ist im Rahmen der Bauüberwachung durch Prüfeinrichtungen
nach Anlage 2, Prüfingenieure für Baustatik oder Prüfsach-
verständige für Standsicherheit zu überprüfen.

3 Sicherheitsüberprüfungen

Windenergieanlagen mit einer Nennleistung von mehr als
1 kW sind regelmäßigen Prüfungen zu unterziehen.

3.1 Jede Windenergieanlage muss eine Vorrichtung zur Arretie-
rung der beweglichen Teile haben, damit Überprüfungen,
Wartungen und Instandsetzungsarbeiten gefahrlos durchge-
führt werden können.

3.2 Regelmäßig zu prüfen sind

– die Sicherheitseinrichtungen und die übertragungstechni-
schen Teile auf Funktionstüchtigkeit bei Betrieb und Still-
stand unter Berücksichtigung der gegenseitigen Beeinflus-
sung in Zeitabständen von höchstens zwei Jahren,

– die Rotorblätter auf Steifigkeit, auf die Beschaffenheit der
Oberfläche und auf Rissbildung in Zeitabständen von
höchstens zwei Jahren.

3.3 Der Betreiber hat die Prüfungen auf seine Kosten durch den
Hersteller oder einen fachkundigen Wartungsdienst durchfüh-
ren zu lassen.

3.4 Die Forderungen nach Nr. 3.1 bis 3.3 sind als Nebenbestim-
mung in die Genehmigung aufzunehmen.

4 Eisabwurf

Windenergieanlagen sind generell so zu errichten und zu be-
treiben, dass es nicht zu einer Gefährdung durch Eisabwurf
kommt. Um eine solche Gefährdung zu vermeiden, bestimmt
die durch Verwaltungsvorschrift als technische Baubestim-
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Bei einem Schallleistungspegel von über 100 dB(A) ist der Ab-
stand in einer Einzelfallprüfung zu ermitteln. Die Anforderungen
an die Emissionsdaten sind in der technischen Richtlinie zur
Bestimmung der Leistungskurve, der Schallemissionswerte
und der elektrischen Eigenschaften von Windenergieanlagen,
Teil 1 „Technische Richtlinien zur akustischen Vermessung von
Windenergieanlagen“ (Herausgeber: FGW, Fördergesellschaft
für Windenergie e.V., Stresemannplatz 4, 24103 Kiel, unter Mit-
wirkung des Arbeitskreises „Geräusche von Windenergieanla-
gen“ der Immissionsschutzbehörden und Messinstitute) be-
schrieben.

Der Schallleistungspegel der Gesamtanlage LWAges kann aus
den Schallleistungspegeln LWAi der Einzelanlagen nach folgen-
der Formel berechnet werden:

 i = n
LWAges = 10 log Σ  10 0,1 L WAi

 i = 1

Folgende Antragsunterlagen sollten gefordert werden:

– Topographische Karte mit eingezeichneter Anlage

– Immissionsprognose mit Eintragung der Isophonlinien (2 dB
Abstand) in einer Lagekarte

– Schmalbandfrequenzanalyse zur Beurteilung der Tonhaltig-
keit

– Schallleistungspegel der Gesamtanlage bzw. der Einzelanla-
ge ermittelt in 10 m Höhe bei einer Windgeschwindigkeit von
10 m/s

– Nabenhöhe.

Auf die Empfehlungen des Arbeitskreises „Geräusche von
Windenergieanlagen“ der Immissionsschutzbehörden und
Messinstitute zu Schallmessungen und Schallimmissionsprog-
nosen vom Oktober 1999 wird hingewiesen (http://www. iwr.de/
wind/tech/schall/empfehl.html).

Schallleistungspegel Mindestabstände zur
der Gesamtanlage Baugebiete nächst gelegenen

LWAges in dB(A) Anlage in Meter

100 Gewerbegebiet GE 125

Misch-Dorfgebiet MI 225
(einzelne Wohnhäuser  im
Außenbereich)

Allgem. Wohngebiet WA 400
(Campingplätze)

Reines Wohngebiet WR 725

98 Gewerbegebiet GE 100

Misch-Dorfgebiet  MI 175
(einzelne Wohnhäuser im
Außenbereich)

Allgem. Wohngebiet  WA 325
(Campingplätze)

Reines Wohngebiet  WR 575

95 Gewerbegebiet GE  65

Misch-Dorfgebiet  MI 125
(einzelne Wohnhäuser im
Außenbereich)

Allgem. Wohngebiet  WA 225
(Campingplätze)

Reines Wohngebiet  WR 400

92 Gewerbegebiet GE  45

Misch-Dorfgebiet MI  85
(einzelne Wohnhäuser im
Außenbereich)

Allgem. Wohngebiet  WA 160
(Campingplätze)

Reines Wohngebiet  WR 290

mung eingeführte Richtlinie für Windenergieanlagen, dass
geeignete betriebliche bzw. technische Vorkehrungen gegen
Eisabwurf zu treffen sind (Verwaltungsvorschrift vom 15. Ok-
tober 2004, MinBl. S. 374, 396, zuletzt geändert durch Ver-
waltungsvorschrift vom 22. November 2005, MinBl. S. 350).

Da Eisstücke über mehrere hundert Meter weit geschleudert
werden können, ist die Einhaltung entsprechend großer Ab-
stände bei klein parzellierten Grundstücken kaum möglich.
Die Abstände nach § 8 LBauO berücksichtigen die Eisabwurf-
problematik nicht. Deshalb kommen in erster Linie technische
Vorkehrungen oder geeignete betriebliche Maßnahmen in Be-
tracht, wie z. B. dass

– sich die Anlage bei Eisansatz aufgrund entsprechender
technischer Vorkehrungen (z. B. Detektoren) selbst stilllegt
oder

– der Eisansatz durch technische Maßnahmen (Beheizung
und/oder wasserabweisende Beschichtung der Rotorblät-
ter) auf Dauer vermieden wird.

5 Brandschutz

Die zuständige Brandschutzdienststelle ist im Genehmi-
gungsverfahren für Windenergieanlagen zu beteiligen.

V. Immissionsschutzrecht

1 Lärm

Bei der Planung von Windenergieanlagen ist die Einhaltung im-
missionsschutzrechtlicher Anforderungen nach § 22 BImSchG
im Baugenehmigungsverfahren oder nach § 5 BImSchG im im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren zu prüfen.
Zur Beurteilung der Lärmbeeinträchtigungen sind die Richtwer-
te der TA Lärm heranzuziehen. Die Schallimmissionsprognose
beruht auf Berechnungen auf Grundlage der VDI-Richtlinie
2714 „Schallausbreitung im Freien“. Hierzu hat das Landesamt
für Umweltschutz- und Gewerbeaufsicht in Abhängigkeit von
der Höhe der Schallemission – des Schallleistungspegels – ei-
ner Windenergieanlage und der Schutzwürdigkeit von Bauge-
bieten die aus der nachfolgenden Tabelle ersichtlichen „Min-
destabstände von Windenergieanlagen zu Baugebieten“ be-
rechnet, bei deren Einhaltung schädliche Umwelteinwirkungen
durch Geräusche nicht zu erwarten sind. Dabei lassen die auf
bloß abstrakten Berechnungen beruhenden Herstellerangaben
eine verlässliche Prognose des gesamten Ausmaßes der be-
wirkten Geräuschimmissionen in der Regel nicht zu (OVG
Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 23. Januar 1998 – 7 B
2984/97 – BauR 1998, 523).

Z. B. aufgrund spezifischer Lärmimmissionen konkreter Anla-
gen, topographischer Besonderheiten oder der Kumulation von
Anlagen, können Abweichungen von den unten aufgeführten
Mindestabständen erforderlich werden. Dies kann ergänzende
gutachterliche Stellungnahmen erforderlich machen.
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Nach Errichtung der Anlage ist durch eine Bescheinigung zu
belegen, dass die errichtete Anlage in ihren wesentlichen Ele-
menten und in ihrer Regelung mit derjenigen Anlage überein-
stimmt, die der akustischen Planung zugrunde gelegt worden
ist. Anstelle der Bescheinigung kann auch durch eine akusti-
sche Abnahmemessung der Nachweis geführt werden, dass
die Emissionsdaten der Anlage nicht höher sind als diejenigen,
welche der Genehmigung zugrunde gelegt wurden. Bei immis-
sionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anlagen ist
eine Messung zu fordern, sofern ein maßgeblicher Immissions-
ort vorhanden ist.

Sofern eine Anlage aus Gründen des Immissionsschutzes
nachts z. B. durch eine Leistungs- oder Drehzahlbegrenzung
geräuschreduziert betrieben wird, muss die Anlage mit einer
kontinuierlichen Aufzeichnung geeigneter Betriebsparameter
(z. B. Windgeschwindigkeit, Leistung, Drehzahl) versehen sein,
die rückwirkend für einen Zeitraum von wenigstens drei Mona-
ten den Nachweis der tatsächlichen Betriebsweise der Anlage
ermöglicht.

2 Schattenwurf

Durch die Bewegung des Rotorblattes wird bei Windenergiean-
lagen ein periodischer Wechsel von Licht und Schatten bewirkt.
Dieser stellt eine qualitative Veränderung der natürlichen Licht-
verhältnisse dar. Das Ausmaß dieser qualitativen Veränderung
auf die betroffene Nachbarschaft ist im Sinne des BImSchG –
schädliche Umwelteinwirkungen – zu prüfen.

Schattenwurf von geringer Dauer ist hinzunehmen bzw. kann
vernachlässigt werden (Beschluss des OVG Nordrhein-Westfa-
len vom 9. September 1998 – 7 B 1560/98). Belastende Auswir-
kungen auf Wohngrundstücke können z. B. durch eine Auflage
zur Genehmigung, nach der die Anlage automatisch generell
stillzulegen ist, wenn Schlagschatten unmittelbar oder durch
Spiegelung mittelbar auf die Wohnhäuser und deren intensiv
genutzte Außenbereiche einwirken würden, unterbunden wer-
den (OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 3. September
1999 – 10 B 1283/99 – NVwZ 1999, 1360).

Es muss sichergestellt sein, dass der Immissionsrichtwert für
die astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer von
30 Stunden pro Kalenderjahr (das entspricht unter Berücksich-
tigung der Meteorologie einer tatsächlichen Beschattungsdau-
er von acht Stunden pro Jahr) nicht überschritten wird. Der
Emissionsrichtwert für die tägliche Beschattungsdauer beträgt
30 Minuten.

Die Einhaltung der Immissionsschutzanforderungen ist durch
geeignete Maßnahmen zu gewährleisten. Durch eine Abschalt-
automatik, die meteorologische Parameter (z. B. Intensität des
Sonnenlichtes) berücksichtigt, ist die tatsächliche Beschat-
tungsdauer auf acht Stunden pro Jahr zu begrenzen.

Es kann davon ausgegangen werden, dass bei einem Abstand
einer Windenergieanlage von mehr als 1300 m keine Schatten-
probleme mehr auftreten.

VI. Naturschutzrecht

1 Allgemeines

Die in § 1 BNatSchG aufgezählten Ziele des Naturschutzes
und der Landschaftspflege sind insbesondere durch die in
§ 2 Abs. 1 BNatSchG genannten Grundsätze zu verwirkli-
chen, soweit es im Einzelfall zur Verwirklichung erforder-
lich, möglich und unter Abwägung aller sich aus den Zielen
nach § 1 BNatSchG ergebenden Anforderungen unter-
einander und gegen die sonstigen Anforderungen der All-
gemeinheit an Natur und Landschaft angemessen ist. Einer
der Grundsätze, die Ziele des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu verwirklichen, ist gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 6
BNatSchG die Vermeidung der Beeinträchtigung des Kli-
mas. Dem Aufbau einer nachhaltigen Energieversorgung
wird dabei, insbesondere durch zunehmende Nutzung er-
neuerbarer Energien, eine besondere Bedeutung beige-
messen. Die übrigen Grundsätze in § 2 Abs. 1 BNatSchG,
insbesondere die Grundsätze in § 2 Abs. 1 Nr. 12 und 13
BNatSchG, sind ebenfalls zu berücksichtigen.

Die seit dem 1. Januar 1997 bestehende Privilegierung der
Windenergie führt nicht zur Durchsetzung gegenüber spe-
ziellen, aus Gründen des Landschaftsschutzes erlassenen
Verboten. Auch privilegierte Vorhaben sind nicht an jedem
beliebigen Standort im Außenbereich zulässig; vielmehr gilt
auch für sie der Grundsatz der größtmöglichen Schonung
des Außenbereichs. Sie dürfen nach § 35 Abs. 1 BauGB
nur dort zugelassen werden, wo ihnen als Ergebnis einer
Bilanzierung öffentliche Belange nicht entgegenstehen.

Die Errichtung einer Windenergieanlage im Außenbereich
stellt regelmäßig einen Eingriff in Natur und Landschaft i. S.
d. § 9 Abs. 1 LNatSchG dar. Im Rahmen der behördlichen
Zulassung hat die dafür zuständige Behörde die zur Durch-
führung des § 10 LNatSchG erforderlichen Entscheidungen
zu treffen.

Soweit die gestörten Funktionen des Naturhaushalts oder
des Landschaftsbilds auch durch Ersatzmaßnahmen i. S. d.
§ 10 Abs. 1 LNatSchG nicht kompensiert werden können,
ist eine Ersatzzahlung gemäß § 10 Abs. 4 LNatSchG zu
leisten. Bemessungsgrundlage der Ersatzzahlung in Bezug
auf die Beeinträchtigung des Landschaftsbilds ist die Ge-
samthöhe der Anlage (Nabenhöhe plus Rotorradius).

Die Entscheidung über den Bau einer derartigen Anlage
ergeht gemäß § 13 Abs. 1 LNatSchG im Benehmen mit der
gleichgeordneten Naturschutzbehörde. Gleichwohl können
im Einzelfall Verbotsbestimmungen des § 28 LNatSchG
oder artenschutzrechtliche Bestimmungen §§ 39 ff.
BNatSchG berührt sein, die einer Inanspruchnahme von
Flächen für die Windenergienutzung entgegenstehen.
Gleichermaßen sind Windenergieanlagen innerhalb von
Schutzgebieten nach dem vierten Abschnitt des LNatSchG
nur insoweit genehmigungsfähig, als sie mit den jeweiligen
Schutzzweckbestimmungen vereinbar sind und die ent-
sprechende Zustimmung oder Genehmigung der zuständi-
gen Naturschutzbehörde vorliegt. Daneben sind Ausnah-
men und auf Antrag Befreiungen zu prüfen.

2 Planunterlagen für die Beurteilung nach Naturschutz-
recht

2.1 Im Landschaftsprogramm nach § 8 Abs. 2 LNatSchG, in
den Landschaftsrahmenplänen nach § 8 Abs. 3 LNatschG
und den Landschaftsplänen nach § 8 Abs. 4 LNatSchG
werden die Erfordernisse und Maßnahmen des Natur-
schutzes dargestellt. Sie werden als Beitrag in die Planung
auf der entsprechenden Planungsebene eingestellt. Soll
von diesen naturschutzrechtlichen Fachbeiträgen abgewi-
chen werden, so ist das in der Raumordnungsplanung oder
Bauleitplanung zu begründen.

Im Rahmen von raumordnerischen Prüfverfahren (§§ 17
und 18 LPlG) sowie im Genehmigungsverfahren nach Bau-
und Immissionsschutzrecht können für die Beurteilung
nach Naturschutzrecht und Landschaftspflege folgende
Planunterlagen in Text und Karte erforderlich sein:

2.1.1 Erfassung und Darstellung des Zustands von Natur und
Landschaft durch

– Biotoptypen-Kartierung (im Nahbereich bis zu 500 m Ab-
stand um die in Frage kommenden Standorte, Darstel-
lung im Maßstab 1: 5 000) unter Einbeziehung der Ergeb-
nisse der Biotopkartierung,

– vertiefende floristische und faunistische Erhebungen,
insbesondere über Vögel, Vogelzug und Fledermäuse,

– Auswertung vorhandener Daten zu abiotischen Schutz-
gütern (Klima, Boden, Wasser),

– Landschaftsbildanalyse in einem für die Beurteilung aus-
reichend großen Umkreis um die geplanten Anlagen
(Darstellung homogener Landschaftsräume auf der
Grundlage naturräumlicher Einheiten und Ermittlung von
Sichtkontaktzonen zur geplanten Anlage).

2.1.2 Bewertung des Zustands von Natur und Landschaft an-
hand der Ziele und Grundsätze des Landesnaturschutzge-
setzes unter Berücksichtigung vorhandener Fachplanun-
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gen (z. B. Planung vernetzter Biotopsysteme, Landschafts-
planung):

– Bewertung der biotischen (Pflanzen- und Tierwelt) und
abiotischen Schutzgüter (Klima, Boden, Wasser) in ihrem
räumlich funktionalen Beziehungsgefüge,

– Bewertung des Landschaftsbilds anhand der gesetzlich
vorgegebenen Kriterien-Vielfalt, Eigenart und Schönheit
sowie der Empfindlichkeit gegenüber baulichen Verände-
rungen (technische Überprägung).

2.1.3 Ermittlung und Darstellung der absehbaren Auswirkungen
auf

– die abiotischen und biotischen Schutzgüter,

– das Landschaftsbild (auch unter Erholungsaspekten),
insbesondere zu den Fernwirkungen der Anlage. Auf der
Grundlage der Sichtkontaktzonen und der Aussagen zur
Empfindlichkeit des Landschaftsbilds sind dabei reprä-
sentative Standorte für Bildsimulationen durch Fotomon-
tage festzulegen. Die Auswahl erfolgt in Abstimmung mit
der zuständigen Naturschutzbehörde.

2.1.4 Darstellung der zur Vermeidung, zum Ausgleich und zum
Ersatz von Beeinträchtigungen vorgesehenen Maßnah-
men.

2.1.5 Begründung der Standortentscheidung unter Berücksichti-
gung der untersuchten Standortalternativen.

2.2 Aussagen in einem Landschaftsplan zu einem Bauleitplan
sowie Aussagen im Fachbeitrag Naturschutz zu einem Ge-
nehmigungsverfahren für ein Außenbereichsvorhaben im
Sinne des § 35 BauGB sind entsprechend zu Abschnitt VI
Ziffer 2.1 zu treffen sowie bezogen auf Standort und Vorha-
ben zu konkretisieren. Eine frühzeitige Abstimmung mit der
Naturschutzbehörde über den erforderlichen Umfang und
die Inhalte der vorzulegenden Antragsunterlagen wird emp-
fohlen. Der Detaillierungsgrad der Bearbeitung des jeweili-
gen Schutzguts hat problemorientiert zu erfolgen. Ist die
Beeinträchtigung einzelner Schutzgüter sehr gering oder
nicht zu erwarten (z. B. bei Klima, Wasser oder Boden) so
ist dies mit kurzer Begründung darzustellen. Das Schutzgut
kann dann mit Zustimmung der Naturschutzbehörde von
einer weiteren Bearbeitung ausgeschlossen werden. Im
Übrigen wird auf die für die Naturschutzbehörden verbindli-
chen „Hinweise zum Vollzug der Eingriffsregelung“ (HVE)
verwiesen.

VII. Verwaltungsbehördliche Verfahren

1 Genehmigungsverfahren

Nach Nummer 1.6 des Anhangs der Vierten Verordnung
zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(4. BImSchV), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 20. Juni 2005 (BGBl. I S. 1687) in Verbindung mit
§ 1 der 4. BImSchV sind Windkraftanlagen mit einer Ge-
samthöhe von mehr als 50 m immissionsschutzrechtlich
genehmigungsbedürftig. Da es sich um Anlagen handelt,
die in Spalte 2 aufgeführt sind, ist grundsätzlich ein verein-
fachtes Verfahren durchzuführen. Ist jedoch zu deren Ge-
nehmigung nach dem Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung ein Verfahren mit Umweltverträglichkeitsprü-
fung durchzuführen, so erfolgt dies nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 c)
der 4. BImSchV im förmlichen Verfahren gemäß § 10 BIm-
SchG.

Nach § 13 BImSchG schließt die immissionsschutzrechtli-
che Genehmigung die Baugenehmigung ein. Gemäß § 10
Abs. 5 Satz 1 BImSchG muss die Genehmigungsbehörde
die Stellungnahme der Bauaufsichtsbehörde zur baupla-
nungsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen Zulässigkeit
einholen. Für Windkraftanlagen mit einer Höhe bis ein-
schließlich 50 m ist ein Baugenehmigungsverfahren durch-
zuführen.

Über die Zulässigkeit der Lage, der Beschaffenheit oder
des Betriebs einer immissionsrechtlich genehmigungsbe-
dürftigen Windkraftanlage ist, sofern eine Genehmigung

nicht beantragt wird, in einem Verfahren nach § 15 BIm-
SchG zu entscheiden. Da die Bestätigung der Anzeige zu
einem Baugenehmigungsverfahren führt, das für eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung nicht geeignet ist, ist bei der
Feststellung der Auswirkungen der Änderung auf die
Schutzgüter des § 1 BImSchG ein strenger Maßstab anzu-
legen. Es wird empfohlen, im Zweifelsfall die untere Bau-
aufsichtsbehörde zu beteiligen. Führt die Prüfung zur Fest-
stellung, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung oder
eine Vorprüfung erforderlich ist, ist ein Änderungsgenehmi-
gungsverfahren nach § 16 BImSchG durchzuführen.

2 Umweltverträglichkeitsprüfung

Nach § 3b bzw. § 3c in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 1.6
UVPG ist für Windfarmen je nach Anzahl der beantragten
Anlagen mit einer Höhe von jeweils mehr als 50 m zu prü-
fen, ob im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahrens eine standortbezogene Vorprüfung,
eine allgemeine Vorprüfung oder aufgrund des Erreichens
des Größenwerts oder aufgrund des Ergebnisses einer
Vorprüfung eine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich
wird.

Bei einer standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalles
ist darzulegen und zu begründen, ob die beantragten Wind-
energieanlagen erhebliche Umweltauswirkungen auf den
konkreten Schutzzweck des betroffenen schützenswerten
Gebiets haben können. Werden die in Abschnitt III Ziffer 2.5
empfohlenen Abstände zu schützenswerten Gebieten ein-
gehalten, sind in der Regel erhebliche negative Auswirkun-
gen nicht zu erwarten, soweit zwischen den Gebieten ein
notwendiger Funktionsaustausch gewährleistet ist. Findet
eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles für eine
in einer Konzentrationszone eines Flächennutzungsplans
geplante Windfarm statt, kann davon ausgegangen wer-
den, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen
nicht zu erwarten sind, wenn sich nicht neue Gesichtspunk-
te ergeben, die bei der Ausweisung im Flächennutzungs-
plan noch nicht berücksichtigt werden konnten. Bei der all-
gemeinen Vorprüfung ist zu berücksichtigen, inwieweit der
Prüfwert für Größe (6 bis 19 Anlagen) erreicht oder über-
schritten wird (§ 3c Abs. 1 Satz 4 UVPG).

3 Beachtung sonstigen Rechts bei der Genehmigung
von Windenergieanlagen

3.1 Straßenrecht

Innerhalb bestimmter Entfernungen zu Bundesfernstraßen,
Landes- und Kreisstraßen gelten nach § 9 FStrG und § 22
LStrG Anbauverbote und Anbaubeschränkungen. Von den
Anbauverboten können im Einzelfall Ausnahmen zugelas-
sen werden. Im Geltungsbereich der Anbaubeschränkun-
gen bedarf eine Genehmigung der Zustimmung der zustän-
digen Straßenbaubehörde.

Die zuständige Verkehrsbehörde ist in Genehmigungsver-
fahren für Windenergieanlagen zu beteiligen, wenn deren
Entfernung zu Verkehrsanlagen weniger als das Einein-
halbfache ihrer Höhe beträgt.

3.2 Wasserstraßenrecht

Nach § 31 Abs. 1 Nr. 2 des Bundeswasserstraßengesetzes
(WaStrG) bedürfen die Errichtung, die Veränderung und
der Betrieb von Anlagen am Ufer einer Bundeswasserstra-
ße einer strom- und schifffahrtspolizeilichen Genehmigung,
wenn durch die beabsichtigte Maßnahme eine Beeinträch-
tigung des für die Schifffahrt erforderlichen Zustands der
Bundeswasserstraße oder der Sicherheit und Leichtigkeit
des Verkehrs zu erwarten ist. Windenergieanlagen am Ufer
einer Bundeswasserstraße, die nicht unter Abs. 1 Nr. 2 fal-
len, sind gemäß § 31 Abs. 2 Satz 1 WaStrG dem Wasser-
und Schifffahrtsamt anzuzeigen.

3.3 Luftverkehrsrecht

Baubeschränkungen ergeben sich gemäß den §§ 12 bis
18b des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG), d. h. nicht nur in
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der näheren Umgebung zu Flugplätzen (Flughäfen, Lande-
plätze und Segelfluggelände). Die Luftfahrtbehörden kön-
nen gemäß § 12 Abs. 4 LuftVG zur Wahrung der Sicherheit
der Luftfahrt und zum Schutz der Allgemeinheit ihre Zustim-
mung davon abhängig machen, dass die Genehmigung
unter Auflagen (z. B. Befeuerung) erteilt wird.

Es sind folgende Schutzbereiche zu beachten:

– die Bauschutzbereiche der Verkehrsflughäfen Frankfurt/
Hahn und Siegerland (NRW),

– die (beschränkten) Bauschutzbereiche der Verkehrslan-
deplätze Zweibrücken, Mainz-Finthen, Trier-Föhren, Bad
Dürkheim, Hoppstädten-Weiersbach, Speyer und Worms
und

– die Bauschutzbereiche der militärischen Flugplätze
Spangdahlem, Mendig, Baumholder, Büchel, Ramstein
und Bitburg.

Darüber hinaus können die Belange sonstiger Flugplätze
oder Schutzbereiche der Einrichtungen der Deutschen
Flugsicherung (§ 18a LuftVG) berührt sein.

Vor Erteilung der Genehmigung für Windenergieanlagen ist
die Zustimmung der zuständigen Luftfahrtbehörde einzu-
holen:

– bei Vorhaben innerhalb eines Bauschutzbereichs (§ 12
LuftVG),

– bei Vorhaben innerhalb eines beschränkten Bauschutz-
bereichs (§ 17 LuftVG),

– bei der Genehmigung der Errichtung von Bauwerken, die
eine Höhe von 100 m über der Erdoberfläche überschrei-
ten (§ 14 Abs. 1 LuftVG) und

– bei Anlagen von mehr als 30 m Höhe auf natürlichen oder
künstlichen Bodenerhebungen, sofern die Spitze dieser
Anlage um mehr als 100 m die Höhe der höchsten Bo-
denerhebung im Umkreis von 1,6 km Halbmesser um die
für die Anlage vorgesehene Bodenerhebung überragt. Im
Umkreis von 10 km Halbmesser um einen Flughafenbe-
zugspunkt gilt als Höhe der höchsten Bodenerhebung die
Höhe des Flughafenbezugspunktes (§ 14 Abs. 2 LuftVG).

In diesen Fällen sind in den Antragsunterlagen folgende
Angaben erforderlich:

– Durchschrift des Antrags mit genauer Beschreibung des
Baugeländes: Gemarkung, Flur, Flurstück,

– geographische Koordination jeder einzelnen Anlage nach
Grad, Min. und Sek. mit Angabe der Bezugsellipsoiden
(WGS 84, Bessel, Krassowski),

– Höhe der Bauwerksspitze (m ü. NN),

– Geländehöhe des geplanten Standortes und

– topographische Karte im Maßstab 1: 25 000 mit farblich
gekennzeichnetem Standort des geplanten Bauwerks
(und exaktem Nordbezug)

Die Sachentscheidungsbefugnis in Bezug auf die Sicher-
heit des Flugverkehrs liegt bei der zuständigen Luftfahrtbe-
hörde; deren Entscheidung ist für die Genehmigungsbe-
hörde bindend. Liegt die Zustimmung der Luftfahrtbehörde
vor, ist die Versagung der Genehmigung nur aus anderen
Gründen möglich.

3.4 Militärische Anlagen

Nach § 3 des Schutzbereichsgesetzes ist für die Errich-
tung, Änderung oder Beseitigung von baulichen oder ande-
ren Anlagen innerhalb der Schutzbereiche die Genehmi-
gung der Schutzbereichsbehörde (Wehrbereichsverwal-
tung) erforderlich. Die Entscheidung der Wehrbereichsver-
waltung ist für die Genehmigungsbehörde bindend. Liegt
die Genehmigung der Wehrbereichsverwaltung vor, ist die
Versagung der Genehmigung nur aus anderen Gründen
möglich.

In Genehmigungsverfahren soll – auch in Fällen ohne
Schutzbereichsausweisung – zur Vermeidung von Beein-

trächtigungen von Radaranlagen oder militärischen Richt-
funkstrecken eine Abstimmung mit den zuständigen Behör-
den der Bundeswehr erfolgen.

3.5 Denkmalschutzrecht

Nach dem Denkmalschutzrecht ist die Errichtung von
Windenergieanlagen insbesondere dann genehmigungs-
pflichtig, wenn hierdurch ein geschütztes Kulturdenkmal in
seinem Erscheinungsbild nicht nur vorübergehend beein-
trächtigt wird (§ 13 Abs. 1 Nr. 3 des Denkmalschutz- und
-pflegegesetzes – DSchPflG). Dabei ist die Umgebung Teil
des unbeweglichen Kulturdenkmals, soweit sie mit diesem
aus Gründen des Denkmalschutzes und der Denkmalpfle-
ge eine Einheit bildet (§ 4 Abs. 1 DSchPflG). Über die Ge-
nehmigung entscheidet die untere Denkmalschutzbehörde
im Einvernehmen mit der Denkmalfachbehörde (§ 13
Abs. 5 Satz 1 DSchPflG).

3.6 Wasserrecht

Innerhalb bestimmter Entfernungen zu Gewässern gelten
nach § 76 des Landeswassergesetzes Anbaubeschränkun-
gen. Für diese Anlagen ist eine wasserrechtliche Genehmi-
gung erforderlich.

3.7 Waldrecht

3.7.1 Allgemeines

Gemäß § 1 LWaldG ist der Wald in seiner Gesamtheit und
der Gleichwertigkeit seiner Wirkungen dauerhaft zu erhal-
ten und zu schützen. Insoweit müssen die Beeinträchtigun-
gen der Waldfläche und der Waldfunktionen auf das bei der
Errichtung und Betrieb von Windkraftanlagen unumgängli-
che Maß beschränkt bleiben und der Flächenverbrauch mi-
nimiert werden. Bei der Präzisierung der Planung der Ein-
zelstandorte sind forstliche Belange im Detail zu berück-
sichtigen und mit der zuständigen Forstbehörde frühzeitig
abzustimmen.

Windkraftanlagen am und insbesondere im Wald erfordern
aufgrund der Rauhigkeit der Waldoberfläche einen ausrei-
chend hohen Abstand zwischen der Baumkrone und dem
Rotorblatt. Nur so ist eine adäquate Anströmung des Ro-
tors gewährleistet und der Einfluss auf die umgebenden
Baumkronen begrenzt. Aus diesem Grund sind mindestens
15 m Abstand zwischen der standörtlich bedingt maximal
erreichbaren Höhe der Bäume und dem unteren Rotorblatt-
ende zu gewährleisten. Da man in der Regel von einer ma-
ximalen Baumhöhe von etwa 40 m ausgehen kann, sollte
der tiefste Punkt des Rotorblatts mindestens 55 m über Ge-
ländeoberkante liegen.

Der Flächenbedarf für Windkraftanlagen im Wald ein-
schließlich der Aufbauflächen ist entsprechend dem Stand
der Technik zu minimieren. Um die begrenzt verfügbaren
Standorte optimal für die Erzeugung emissionsfreien
Stroms auszunutzen, gleichzeitig die Anzahl der Anlagen
und damit den hierzu erforderlichen Flächenbedarf zu mini-
mieren, sind möglichst leistungsfähige Anlagen vorzuse-
hen.

Die sich um den Aufstellungsort der Windenergieanlagen
zwangsläufig ergebenden kleinflächigen Freiflächen sollten
als Waldwiese, Äsungsflächen bzw. Gehölzflächen entwi-
ckelt werden, um so ein Nahrungshabitat für Wildtiere an-
zubieten.

Im Wald gilt gemäß § 22 LWaldG das freie Betretungsrecht.
Insoweit ist vom Anlagenbetreiber sicherzustellen, dass
von den Anlagen keine Gefährdungen ausgehen.

3.7.2 Rodungsgenehmigung

Nach Erteilung der Genehmigung für Windenergieanlagen
(siehe Abschnitt VII Ziffer 1) muss für baubedingt notwendi-
ge Rodungen gemäß § 14 LWaldG eine forstrechtliche Ro-
dungsgenehmigung bei der zuständigen Forstbehörde be-
antragt werden. Im Genehmigungsverfahren hat die Forst-
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behörde zu prüfen, ob die Rodungsgenehmigung in Aus-
sicht gestellt werden kann und gibt eine Umwandlungser-
klärung ab. Die Rodungsgenehmigung kann u. a. versagt
werden, wenn sich z. B. durch die Rodung eine erhöhte
Gefährdung der angrenzenden Bestände durch Sturmwurf,
Sonnenbrand etc. ergibt, die zu relevanten Folgeschäden
führen können. Die Rodungsflächen (z. B. für Zuwegung,
Fundamente und Aufbauflächen) sind gemäß § 14 LWaldG
grundsätzlich durch Ersatzaufforstungen an anderer Stelle
flächengleich auszugleichen. Auch für die Ersatzauffors-
tungen ist eine eigenständige Aufforstungsgenehmigung
erforderlich.

Im Genehmigungsverfahren nach BImSchG sind die forstli-
chen Belange (siehe Ziffer 3.7.1) abschließend zu regeln,
da das BImSchG gegenüber dem LWaldG Konzentrations-
wirkung entfaltet. Ein gesondertes Rodungsgenehmi-
gungsverfahren ist daher nach Erteilung der immissions-
schutzrechtlichen Genehmigung nicht mehr erforderlich.

VIII. Sonstiges

Dieses Rundschreiben ersetzt das Rundschreiben des Ministeri-
ums der Finanzen, des Ministeriums des Innern und für Sport –
oberste Landesplanungsbehörde –, des Ministeriums für Wirt-
schaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau und des Ministeri-
ums für Umwelt und Forsten vom 18. Februar 1999 – FM 3275-
4531 – (MinBl. S. 148).

Anlagen

MinBl. 2006, S. 64

Anlage 1

Verzeichnis von Sachverständigen
zur maschinen-technischen Begutachtung

von Windenergieanlagen

Germanischer Lloyd WindEnergie GmbH
Steinhöft 9
D-20459 Hamburg

Technischer Überwachungsverein Nord Anlagentechnik
Große Bahnstraße 31
D-22525 Hamburg

Technischer Überwachungsverein-Süddeutschland
Westendstraße 199
D-80686 München

Det Norske Veritas
Frederiksborgvej 399
DK-4000-Roskilde

RW/TÜV Systems GmbH
Langemarckstraße 20
D-45141 Essen

Anlage 2

Verzeichnis von anerkannten Prüfungseinrichtungen
für Standsicherheitsnachweise

Regierungspräsidium Darmstadt
Dezernat III 34 – Hessische Landesprüfstelle für Baustatik
64278 Darmstadt

Technischer Überwachungs-Verein Bayern Sachsen e.V.
(Zentralabteilung Seilbahnen und Fliegende Bauten)
Westendstraße 119, 80686 München

Landesgewerbeanstalt Bayern, Prüfstatik
Tillystraße 2, 90431 Nürnberg

Regierungspräsidium Tübingen
Referat 26 – Landesstelle für Bautechnik
Konrad-Adenauer-Straße 20, 72072 Tübingen

Freie und Hansestadt Hamburg, Bauordnungsamt,
Prüfstelle für Baustatik
Stadthausbrücke 8, 20355 Hamburg

Landesamt für Bauen und Verkehr
Dezernat 35 – Bautechnisches Prüfamt
Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung
Prüfamt für Baustatik
Behrensstraße 42, 10117 Berlin

RW/TÜV Systems GmbH
Langemarckstraße 20
45141 Essen

Prüfamt für Baustatik
beim Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Kiel
Postfach 11 52, 24099 Kiel

Prüfamt für Baustatik
beim Oberbürgermeister der Hansestadt Lübeck
Postfach 21 32, 23539 Lübeck

Rechtsbehelfsbelehrungen
nach der Verwaltungsgerichtsordnung

Gemeinsames Rundschreiben der Staatskanzlei und der Ministerien

vom 1. Februar 2006 (ISM 12 316-3/313)

1 Um die Erteilung von Rechtsbehelfsbelehrungen nach der
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) zu erleichtern, werden
nachstehend Muster für Rechtsbehelfsbelehrungen veröffent-
licht. Die Muster gelten nicht für Fälle, in denen besondere
Bestimmungen anzuwenden sind.

2 Rechtsbehelfsbelehrung bei einem

2.1 Verwaltungsakt, wenn vor Erhebung der Anfechtungsklage
oder der Verpflichtungsklage ein Vorverfahren durchzuführen
ist (§ 68 Abs. 1 Satz 1 VwGO oder § 68 Abs. 2 in Verbindung
mit § 68 Abs. 1 Satz 1 VwGO):

„Gegen diesen (diese) ... (Bescheid, Verfügung, Anordnung
oder Entscheidung) kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch
ist bei ... (Bezeichnung und Anschrift der Behörde, die den
Verwaltungsakt erlassen hat) schriftlich oder zur Niederschrift
einzulegen.“

2.2 Verwaltungsakt, wenn vor Erhebung der Anfechtungsklage
oder der Verpflichtungsklage ein Vorverfahren durchzuführen
ist (§ 68 Abs. 1 Satz 1 VwGO oder § 68 Abs. 2 in Verbindung
mit § 68 Abs. 1 Satz 1 VwGO) und die Behörde, die den Ver-
waltungsakt erlassen hat, den Zugang für die Übermittlung
elektronischer Dokumente mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur nach dem Signaturgesetz eröffnet hat:

„Gegen diesen (diese) ... (Bescheid, Verfügung, Anordnung
oder Entscheidung) kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch
ist bei ... (Bezeichnung und Anschrift der Behörde, die den
Verwaltungsakt erlassen hat) schriftlich oder zur Niederschrift
einzulegen.

Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt
werden. In diesem Fall ist das elektronische Dokument mit
einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signa-
turgesetz zu versehen. Bei der Verwendung der elektroni-
schen Form sind besondere technische Rahmenbedingun-
gen zu beachten, die im ... (Angabe der Bekanntmachungs-
form, z. B. „Internet unter ...“) aufgeführt sind.“
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2.3 Widerspruchsbescheid in den Fällen des § 79 Abs. 1 Nr. 1
VwGO:

„Gegen den (die) ... (Bescheid, Verfügung, Anordnung oder
Entscheidung) der ... (Bezeichnung und Anschrift der Behör-
de, die den Verwaltungsakt erlassen hat) vom ... – Az.: ... –
kann innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Wi-
derspruchsbescheides Klage beim Verwaltungsgericht ...
(Anschrift und E-Mail-Adresse des elektronischen Gerichts-
briefkastens des nach § 52 VwGO zuständigen Verwaltungs-
gerichts) schriftlich, in elektronischer Form oder zur Nieder-
schrift der Urkundsbeamtin oder des Urkundsbeamten der
Geschäftsstelle erhoben werden.

Die Klage muss die Klägerin oder den Kläger, die Beklagte
oder den Beklagten sowie den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten.
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel
sollen angegeben werden.

Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird,
sollen der Klage nebst Anlagen so viele Abschriften beigefügt
werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten kön-
nen.

Die elektronische Form wird durch eine qualifiziert signierte
Datei gewahrt, die den Maßgaben der Landesverordnung
über den elektronischen Rechtsverkehr vom 22. Dezember
2003 (GVBI. 2004 S. 36, BS 320-1) in der jeweils geltenden
Fassung entspricht und als Anhang einer elektronischen
Nachricht (E-Mail) zu übermitteln ist.“

2.4 Abhilfebescheid oder Widerspruchsbescheid in den Fällen
des § 79 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 VwGO:

„Gegen diesen ... (Abhilfebescheid, Widerspruchsbescheid)
kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim
Verwaltungsgericht ... (Anschrift und E-Mail-Adresse des
elektronischen Gerichtsbriefkastens des nach § 52 VwGO zu-
ständigen Verwaltungsgerichts) schriftlich, in elektronischer
Form oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin oder des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden.

Die Klage muss die Klägerin oder den Kläger, die Beklagte
oder den Beklagten sowie den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten.
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel
sollen angegeben werden.

Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird,
sollen der Klage nebst Anlagen so viele Abschriften beigefügt
werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten kön-
nen.

Die elektronische Form wird durch eine qualifiziert signierte
Datei gewahrt, die den Maßgaben der Landesverordnung
über den elektronischen Rechtsverkehr vom 22. Dezember
2003 (GVBI. 2004 S. 36, BS 320-1) in der jeweils geltenden
Fassung entspricht und als Anhang einer elektronischen
Nachricht (E-Mail) zu übermitteln ist.“

2.5 Verwaltungsakt, gegen den nach § 68 Abs. 1 Satz 2 VwGO
oder § 68 Abs. 2 in Verbindung mit § 68 Abs. 1 Satz 2 VwGO
unmittelbar die Anfechtungsklage oder die Verpflichtungskla-
ge gegeben ist:

„Gegen diesen (diese) ... (Bescheid, Verfügung, Anordnung
oder Entscheidung) kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht ... (Anschrift und
E-Mail-Adresse des elektronischen Gerichtsbriefkastens des
nach § 52 VwGO zuständigen Verwaltungsgerichts) schrift-
lich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift der Ur-
kundsbeamtin oder des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle
erhoben werden.

Die Klage muss die Klägerin oder den Kläger, die Beklagte
oder den Beklagten sowie den Gegenstand des Klagebegeh-
rens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten.
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel
sollen angegeben werden.

Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird,
sollen der Klage nebst Anlagen so viele Abschriften beigefügt
werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten kön-
nen.

Die elektronische Form wird durch eine qualifiziert signierte
Datei gewahrt, die den Maßgaben der Landesverordnung
über den elektronischen Rechtsverkehr vom 22. Dezember
2003 (GVBI. 2004 S. 36, BS 320-1) in der jeweils geltenden
Fassung entspricht und als Anhang einer elektronischen
Nachricht (E-Mail) zu übermitteln ist.“

3 Das Gemeinsame Rundschreiben der Staatskanzlei und der
Ministerien vom 6. Oktober 1997 (MinBl. S. 468) wird aufge-
hoben.

An
alle Behörden des Landes und der kommunalen Gebietskörperschaften
sowie alle sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts

MinBl. 2006, S. 76

Staatskanzlei

Änderung der Anschrift der honorarkonsularischen
Vertretung des Königreichs Tonga in Düsseldorf

Bekanntmachung der Staatskanzlei

vom 25. Januar  2006 (01221-0004/2006)

Die Anschrift der honorarkonsularischen Vertretung des König-
reichs Tonga in Düsseldorf lautet ab sofort:

Kalkumer Schlossallee 47
40489 Düsseldorf
Tel.: 02 11/2 00 66 92
Fax: 02 11/2 00 66 93

MinBl. 2006, S. 77

Änderung der Anschrift der honorarkonsularischen
Vertretung von Malaysia

Bekanntmachung der Staatskanzlei

vom 31. Januar 2006 (01221/5/06)

Das Auswärtige Amt hat der Verlegung des Amtssitzes des Leiters
der honorarkonsularischen Vertretung von Malaysia, Herrn Hono-
rargeneralkonsul Dr. Helmut Baur, von Stuttgart nach Böblingen
mit Wirkung vom 1. Januar 2006 zugestimmt. Die neue Anschrift
lautet:

Wolf-Hirth-Straße 37
71034 Böblingen
Tel.: 0 70 31/41 95 35 und 0 70 31/23 60 29
Fax: 0 70 31/41 95 35
Sprechzeit: Montag bis Freitag 9.00–12.00 Uhr

MinBl. 2006, S. 77
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Löschung eines Exequaturs;
h i e r :  Herr Horst Sobirey,

Honorarkonsul der Republik Haiti in Mainz

Bekanntmachung der Staatskanzlei

vom 8. Februar 2006 (01221-001/2006)

Das Herrn Horst Sobirey am 30. November 1981 erteilte Exequa-
tur als Honorarkonsul der Republik Haiti in Mainz ist mit Ablauf
des 24. Januar 2004 erloschen.

Der Konsularbezirk umfasste auch das Land Rheinland-Pfalz.

MinBl. 2006, S. 78
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